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VORBEMERKUNGEN 
Den Kommunen muss gemäß Artikel 28 Abs. 2 Grundgesetz in Verbindung mit Artikel 137 

Abs. 2 Hessische Verfassung und § 1 Abs. 1 Hessische Gemei ndeordnung das Recht 

gewährleistet sein, alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Ge-

setze in eigener Verantwortung zu regeln. Dieser Selbstverwaltungshoheit der Kommune 

unterliegt auch die Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung  von Bauleitplänen 

gemäß § 2 Abs. 1 BauGB. 

Ziel der Bauleitplanung ist die Vorbereitung und Sicherung der baulichen und sonstigen 

Nutzungen von Grundstücken nach Maßgabe des Baugesetzbuches (BauGB), der Baunut-

zungsverordnung (BauNVO) sowie der jeweiligen Landesgesetze.  

Nach § 13a Abs. 1 BauGB kann ein Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren aufge-

stellt, geändert, ergänzt und aufgehoben werden (vgl. § 13a Abs. 4 BauGB), wenn dieser 

der Wiedernutzbarmachung von Flächen, der Nachverdichtung oder anderen Maßnahmen 

der Innenentwicklung dient.  

Die Anwendbarkeit des beschleunigten Verfahrens ist daran geknüpft, dass die in § 13a 

Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 oder Nr.2 BauGB genannten Voraussetzungen erfüllt sind:  

• maximale Grundfläche weniger als 20 000 Quadratmetern oder 

• Grundfläche von 20 000 bis weniger  als 70 000 Quadratmetern und nach überschlä-

giger Prüfung voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen, die nach § 2 

Abs. 4 Satz 4 in der Abwägung zu berücksichtigen wären.  

Die genannten Voraussetzungen für die Anwendung des beschleunigten Verfahrens sollen 

gewährleisten, dass die Vorgaben der europarechtlichen Plan -UP-Richtlinie 2001/42/EG 

eingehalten werden. Zusätzlich bestimmt § 13a Abs. 1 Satz 3 BauGB, dass das beschleu-

nigte Verfahren auch dann ausgeschlossen ist, wenn durch den Bebauungsplan die Zu-

lässigkeit von Umweltverträglichkeitsprüfungspflichtigen Vorhaben nach dem Gesetz über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung  oder nach Landesrecht vorbereitet oder begründet 

wird. Weiter ist das beschleunigte Verfahren auch dann nicht anwendbar, wenn Anhalts-

punkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgüter 

bestehen. Gemeint sind die Erhaltungsziele und Schutzzwecke von Natura -2000-Gebie-

ten. Zudem dürfen keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten 

zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 

Abs. 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) zu beachten sind (vgl. § 13 Abs. 1 Nr. 

3 BauGB). 

Im beschleunigten Verfahren kommen gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB die Verfahrenser-

leichterungen des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 BauGB zur Anwen-

dung. Weiter kann gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2  Halbsatz 3 BauGB im beschleunigten Verfah-

ren ein Bebauungsplan, der von den Darstellungen des F lächennutzungsplanes abweicht, 

auch vor Änderung oder Ergänzung  des FNP aufgestellt werden, sofern hierdurch die ge-

ordnete städtebauliche Entwicklung nicht beeinträchtigt wird. Der F lächennutzungsplan 

ist nachträglich im Wege der Berichtigung anzupassen. Nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB 

gelten in den Fällen des Abs. 1 Sa tz 2 Nr. 1 Eingriffe in Natur und Landschaft, die auf 

Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 

3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt. Ein Ausgleich für Eingriffe ist 

daher in diesem Fall nicht  erforderlich. 



 

Wird ein Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren aufgestellt, so ist gemäß § 13a Abs. 

3 Nr. 1 BauGB ortsüblich bekannt zu machen, dass der Bebauungsplan im beschleunigten 

Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauG B aufgestellt 

werden soll. Im Fall des beschleunigten Verfahrens kann auf die Durchführung der früh-

zeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung verzichtet werden.  

Die Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden erfolgt gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2 

BauGB durch Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb einer angemessenen Frist. Die 

Vorschriften über die Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung sollen der vollständigen 

Ermittlung und zutreffenden Bewertung  der von der Planung berührten Belange  dienen. 

Die auf diese Weise ermittelten und bewerteten Umweltbelange sind in die Abwägung 

gemäß § 1 Abs. 7  BauGB einzubeziehen.   

Gemäß § 10 Abs. 1 BauGB ist der Bebauungsplan als Satzung zu beschließen. Erst mit 

dem Satzungsbeschluss trifft das zuständige Gemeindeorgan die abschlie ßende Abwä-

gungsentscheidung. 

Die Rechtsverbindlichkeit des Bebauungsplanes tritt mit der ortsüblichen Bekanntma-

chung, dass der Bebauungsplan als Satzung beschlossen wurde, ein (§ 10 Abs. 3 Satz 1 

BauGB).  1 

Diemelsee, 18. März 2022 

- Bauamt  -

 
1 vgl. Verfahren zur Aufstellung von Bebauungsplänen ,  3 . Grund legend übera rbe ite te  Au fl .  un te r Berücks ich tigung  des  
Baulandmob il is ie rungsgese tzes von  Andreas  Uhmann, Marie -Lu is  Wa llraven -Lindl , 2022 , Deu tsches Institut fü r Urbanist ik , 

978-3 -88118-682 -7  (ISBN) 
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Die Gemeinde hat nach § 2a Satz 1 BauGB in Verbindung mit § 9 Abs. 8 BauGB im Be-

bauungsplanverfahren dem Planentwurf eine Begründung mit den Inhalten nach § 2a Satz 

2 Nr. 1 und Nr. 2 BauGB beizufügen. 

1 Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung 

1.1 Planungsanlass und Planerfordernis 

Auf den verfahrensgegenständlichen Flächen wurden bisher landwirtschaftsnahe Arbeits-

maschinen durch ein international tätiges Unternehmen hergestellt. Das Unternehmen hat 

nunmehr mit dem Bau einer neuen Produktionsanlage in der Nachbargemeinde Korbach  

eine Vergrößerung und Verlagerung des Unternehmens eingeleitet, welche mit dem Bau 

eines Verwaltungsgebäudes in Korbach im Jahr 2021 abgeschlossen wurde.  

Durch die Verlagerung des Hauptsitzes und der Produktionsstätte in die Kreis - und Han-

sestadt Korbach wird das bisherige Betriebsgelände nicht mehr in Anspruch genommen. 

Das Unternehmen beabsichtigt das Firmengelände in Flechtdorf auch in Zukunft nicht wei-

ter zu nutzen. Die Flächen des bisherige n Betriebsgeländes werden im rechtskräftigen 

Bebauungsplan als „Sondergebiet“ mit der Zweckbestimmung „Sondergebiet für die Pro-

duktionsstätten landwirtschaftlicher Maschinen und Versuchsbetriebe für landwirtschaftli-

che Maschinen sowie landwirtschaftliche Gebäude“ festgesetzt. Aufgrund dieser speziel-

len planungsrechtlichen Ausgangslage ist eine Nachnutzung des Betriebs nicht gesichert.  

Um den drohenden Leerstand zu vermeiden , soll nun der Bebauungsplan Nr. IV/2 „Mühl-

häuser Weg“ als Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen geändert wer-

den. Hierbei soll das bestehende Sondergebiet in ein Gewerbegebiet umgewidmet wer-

den.  

1.2 Ziel der Planung 

Ziel der Bauleitplanung ist die Vorbereitung und Sicherung der baulichen und sonstigen 

Nutzungen auf den Grundstücken der Gemeinde Diemelsee nach Maßgabe des Bauge-

setzbuches, der Baunutzungsverordnung sowie der Hessischen Bauordnung.  

Durch die Änderung des Bebauungsplanes Nr. IV/2 „Mühlhäuser Weg “ beabsichtigt die 

Gemeinde Diemelsee die für die Bebauung vorgesehenen Flächen nach der besonderen 

Art der baulichen Nutzung (Baugebiete) als „Gewerbegebiet“ (vgl. § 8 BauNVO) planungs-

rechtlich festzusetzen. Hierdurch beabsichtigt die Gemeinde Diemelsee sich die Möglich-

keit zu eröffnen, für die Eigenentwicklung von nicht wesentlich störenden Gewerbebetrie-

ben, in Form von Entwicklung, Erweiterung und Verlagerung vorhandener Betriebe, die 

erforderlichen Baugebietsflächen in angemessener Größe bereitzuhalten . 

Durch die Maßnahme zur Wiedernutzbarmachung von Flächen soll ein Beitrag zur Vermei-

dung von Leerstand bzw. einer Gewerbebrache geleistet und eine sinnvolle Weiternutzung 

bereits erschlossener Flächen ermöglicht werden. Hierdurch soll die Inanspruchnahme bisher 

nicht bebauter Flächen im Gemeindegebiet vermieden werden.  
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1.3 Zweck der Planung 

Durch die Aufstellung des verbindlichen Bauleitplans soll die städtebauliche Entwicklung 

und Ordnung gesichert werden, welche durch rechtsverbindliche Festsetzungen gewähr-

leistet werden soll. Daher ist es die Aufgabe der Planung die bauliche und sonstige Nut-

zung der Grundstücke in der Kommune nach Maßgabe des Baugesetzbuches (BauGB) 

planungsrechtlich zu sichern. Durch die Aufstellung des Bauleitplans soll eine nachhaltige 

städtebauliche Entwicklung und eine dem Wohl der Allgemeinheit entsprechende sozial-

gerechte Bodennutzung gewährleistet werden . Gleichzeitig soll die Planung dazu beitra-

gen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu 

schützen und zu entwickeln. 

1.4 Ausgangssituation 

1.4.1 Räumliche Lage 

Der räumliche Geltungsbereich befindet sich im Ortsteil „Flechtdorf“ der Gemeinde Die-

melsee. Die Gemeinde Diemelsee stellt im System der zentralen Orte die Funktion eines 

Grundzentrums dar. Städtebaulich werden die verfahrensgegenständlichen Flächen daher 

in einen ländlich peripheren Raum mit einer aufgelockerten Bebauung eingeordnet.  

Der Geltungsbereich wird durch die vorhandenen Wegeparzellen im Süden und Osten 

abgegrenzt. Im Norden limitiert eine vorhandene Ausgleichsmaßnahme den räumlichen 

Geltungsbereich, während im Westen neben der vorhandenen Wegeparzelle auch durch  

den bestehenden Bebauungsplan die vorhandene grünordnerische Maßnahme die Grenze 

des Bebauungsplanes bilden.  

Größe des räumlichen Geltungsbereiches 

Der räumliche Geltungsbereich besitzt eine Größe von 46 311 Quadratmetern. 

Eigentumsanteile 

Die jeweiligen flurstücksbezogenen Grundstücksgrößen sind der nachfolgenden Tabelle 

zu entnehmen: 

Flurstücksbezeichnung Größe in Quadratmeter Eigentumsverhältnisse 

Gemarkung Flechtdorf, Flur 5 46 311, 0  

• Flurstück 3/1   9 396, 0 Privat 

• Flurstück 3/2 36 915, 0 Privat 
 

Tabel le  1  
Flurstücksbezogene Grunds tücksgrößen - Eigentumsantei le  

Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des verbindlichen Bauleitplanes wird durch die Grundstü-

cke der Gemarkung Flechtdorf (Diemelsee), Flur 5, Flurstücke 3/1 und 3/2 (in Teilen) 

begrenzt. Die genaue Lage und Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches ist dem 

Planteil zu entnehmen. Die Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches erfolgt auf 

Grundlage der vorhandenen Nutzungen sowie der Entwicklungsziele der Gemeinde Die-

melsee.  
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1.4.2 Städtebauliche und grünordnerische Bestandsanalyse 

Innerhalb des Geltungsbereiches vorhandene und angrenzende Nutzungen  

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches sind die folgenden Nutzungen bereits vor-

handen 

• Produktionsstätten landwirtschaftlicher Maschinen  

• Versuchsbetriebe für landwirtschaftliche Maschinen  

• Lagerflächen und -hallen für landwirtschaftliche Maschinen 

• Transformatorenstation, Stromleitungen 

  

A bbi ldun g 1   

Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches zur 2. Än derung des Bebauungsplanes Nr. IV/2 „Mühlhäuser Weg“  
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An den Geltungsbereich grenzen folgende Nutzungen an 

• Gewerbegebiet „Im Meere“ 

• Landwirtschaftliche Flächen, Bewirtschaftung in Form der Wiesen- und Weidewirt-

schaft sowie der Ackerwirtschaft 

• Windenergieanlagen 

Verkehrliche Erschließung 

Das Plangebiet wird über die vorhandenen Straßen (Landesstraße Nr. 3076 und Kreis-

straße Nr. 77) erschlossen. Ausgehend von der Kreisstraße ist im Bereich des Abzweigs 

K77 von der L3076 eine betriebseigene Werkszufahrt über gemeindliche Straßen ausge-

schildert. Das Gelände wird innerhalb der geschlossenen Ortslage erschlossen.  

Die innere Erschließung ist durch die vorhandenen Wege und Zufahrten gesichert.  

Orts- und Landschaftsbild 

Das Untersuchungsgebiet liegt in der naturräumlichen Haupteinheit „Ostsauerländer Ge-

birgsrand“ mit der naturräumlichen Untereinheit „Flechtdorfer Höckerflur“. Dort ist ein ge-

ring strukturierter, ackerbaulich geprägter Raum anzutreffen. Die flachwellige, hochpla-

teauartige Landschaft ist hier weitgehend ausgeräumt. Gehölzbestände sind nur verein-

zelt vorhanden. Der Raum ist durch eine landwirtschaftliche Nutzung in Form von intensiv 

bewirtschafteten Äckern geprägt und strukturarm ausgebildet.  

Die für die Bebauung vorgesehenen Flächen wurden bisher gewerblich  genutzt. Die Flä-

chen werden dreiseitig von der vorhandenen Vegetation umgrenzt. Die dreiseitige Einfrie-

dung wird ausschließlich durch die vorhandenen Werkszufahrten unterbrochen. Im Norden 

grenzt eine Waldfläche an.  

Für die Errichtung der Produktions- und Lagerhallen wurden Flächen versiegelt und ver-

schiedene topographische Ebenen hergestellt. Das Gelände steigt in nordwestliche Rich-

tung bis zu der Waldfläche an. Über die Betriebsflächen verläuft eine Freilandleitung.  

Westlich der verfahrensgegenständlichen Flächen befinden sich neben einer Teichanlage 

auch landwirtschaftliche Flächen, die in Form einer Wiesen- und Weidewirtschaft  betrie-

ben werden. In östlicher Richtung sind ackerbaulich bewirtschaftete Flächen vorhanden. 

Im Süden grenzt ein Gewerbegebiet , aktuell genutzt in Form einer Freiflächenphotovolta-

ikanlage und betriebszugehörigen Stellplätzen, an. Im Plangebiet sind keine Landschaft-

selemente mit Bedeutung für das Landschaftsbild vorhanden . 

Die Bestandsanalyse im Kontext des Orts - und Landschaftsbildes erfolgt auf Grundlage 

der Kriterien Eigenart, Vielfalt und Schönheit.  

Die Eigenart des Plangebietes wird durch eine Hangneigung bzw. Terrassierung der ver-

schiedenen Ebenen charakterisiert. Die Erdoberfläche befindet sich nicht mehr in ihrem 

ursprünglichen Zustand, sodass die Erlebbarkeit der typischen, unverformten Erdoberflä-

che eingeschränkt ist. Markante Geländemerkmale sind ebenso wenig vorhanden wie na-

turhistorisch bzw. geologisch bedeutsame Landschaftsteile und -bestandteile.  Innerhalb 

des Plangebietes sind keine Gewässer vorhanden.  

Die Vielfalt des Plangebietes wird durch ein en eingeschränkten Abwechslungsreichtum 

beschrieben. Innerhalb des Plangebietes befinden sich neben den prägenden baulichen 

Anlagen nur wenige landschaftsbildgliedernde Hecken und Gebüsche. Eine Mehrzahl der 
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vorhandenen Elemente wurde im Rahmen von Baumaßnahmen gepflanzt bzw. durch Voll-

zug des Bebauungsplanes errichtet.  

Die Schönheit des Plangebietes ist grundsätzlich subjektiv, kann  aufgrund der fehlenden 

Naturnähe allerdings als eingeschränkt betrachtet werden. I n dem Plangebiet sind keine 

natürlichen und naturnahen Lebensräume mit spezifischer Ausprägung an Formen, Arten 

und Lebensgemeinschaften und/oder naturnahe Gewässer vorhande n. 

Vegetation und Biotopfunktion 

Der überwiegende Teil des Plangebietes ist aktuell versiegelt bzw. teilversiegelt.  

Flurstücksbezeichnung Größe in m² Versiegelungsrate 

Gemarkung Flechtdorf, Flur 05 46 311, 0  

Flurstück 3/1   9 396, 8  

• Voll -/ Tei lversiegelt   7 410, 1 79, 5 Prozent 

• Begrünte Flächen   1 925, 7 20, 5 Prozent 
   
Flurstück 3/2 36 915, 3  

• Voll -/ Tei lversiegelt 24 120, 6 65, 4 Prozent 

• Begrünte Flächen 11 671, 3 31, 6 Prozent 

• Wasserflächen   1 123, 4   3, 0 Prozent 
 

Tabel le  2  

Flurstücksbezogene Versi egelungsraten  

 

Den bisher nicht überbauten, nordwestlichen Teilbereich des Plangebietes bildet eine 

brachliegende Grünlandfläche. Den nördlichen Bereich prägen verschiedene Strukturen 

in Form von Erdaufschüttungen (Materialablagerungen) und Fahrspuren. Neben den Erd-

aufschüttungen sind auch bewachsene Erdwälle vorhanden. An den Wällen haben sich 

zum Teil magere Säume mit Großer Wiesenkopf, Johanniskraut und Wiesen -Flockenblume 

gebildet. auf. Der Große Wiesenknopf wird in der Vorwarnliste der Roten Liste der Farn 

und Blütenpflanzen Deutschlands geführt. In der Roten Liste des Landes Hessen ist die 

Art als ungefährdet klassifiziert. Nach Bundesartenschutzverordnung besonders ge-

schützte Pflanzenarten können in dem Teilbereich nicht nachgewiesen werden.  

Für die weiteren begrünten Flächen bestehen durch den Bebauungsplan Bindungen in 

Form der Erhaltung und Pflanzungen von Bäumen und Sträuchern. So haben sich an den 

steilen Böschungen, die das Gelände terra ssieren zum Teil üppige Gehölzsäume unter 

anderem mit Hasel (Corylus avellana), Weißdorn (Crataegus spec.), Hainbuche (Carpinus 

betulus), Esche (Fraxinus excelsior), Hundsrose (Rosa canina), Quercus robur (Stielei-

che), Acer campestre (Feldahorn), Acer pseu doplatanus (Bergahorn), Sorbus aucuparia 

(Vogelbeere) und (standortfremden) Kiefern ausgebildet.  

Erholung 

Das Plangebiet und dessen nähere Umgebung besitzen für die Erholung keine übergeord-

neten Funktionen, die für die Öffentlichkeit relevant sind.  

Weitere Vorbelastungen 

Neben den bestehenden baulichen Anlagen, den Photovoltaikanlagen und der Stellplatz-

anlage sind weitere Vorbelastungen in Form einer land- und forstwirtschaftlichen Betriebs-

stätte vorhanden. Diese befindet sich in ca. 130 Meter Entfernung zu der verfahrensge-

genständlichen Fläche. Von der land- und forstwirtschaftlichen Betriebsstätte gehen stoff-

liche Emissionen ebenso wie Lärm- und Staubemissionen aus.  
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Das Plangebiet wird von einer 20 kV Freileitung der Energie Waldeck-Frankenberg GmbH 

überspannt. 

1.4.3 Planerische Ausgangslage 

Regionalplan Nordhessen 2009  

Der Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und seine Teilräume sind durch Raum-

ordnungspläne, durch raumordnerische Zusammenarbeit und durch Abstimmung raumbe-

deutsamer Planungen und Maßnahmen zu entwickeln, zu ordnen und zu sichern. 2 Hierfür 

hat die oberste Landesplanungsbehörde auf Grundlage von § 4 HLPG den Regionalplan 

Nordhessen 2009 beschlossen.  

Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der Raumordnung anzupassen. 

Dabei unterscheidet das Raumordnungsgesetz in § 3 Abs. 1 ROG zwei verschiedene Arten 

von Festlegungen.  

Grundsätze der Raumordnung gem. § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG 

Die Beurteilung der Grundsatzfestlegungen umfasst gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG 

allgemeine Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raumes als 

Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- und Ermessensentscheidungen. Die 

Grundsätze der Raumordnung sind in sogenannten „Vorbehaltsgebieten “ plan-

zeichnerisch festgelegt. Ein „Vorbehaltsgebiet“ ist ein Gebiet, welches bestimmten 

raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen vorbehalten bleiben soll, dem bei 

der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen 

besonderes Gewicht beizumessen ist.  

Ziele der Raumordnung gem. § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG 

Zielfestlegungen sind gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG verbindliche Vorgaben in Form 

von räumlich und sachlich bestimmbaren, vom Träger des Landes - oder der Regi-

onalplanung abschließend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen Festle-

gungen in Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des 

Raumes. Ziele der Raumordnung sind gemäß § 4 Abs. 1 ROG bei raumbedeutsa-

men Planungen zu beachten. Die Ziele der Raumordnung sind in sogenannten „ Vor-

ranggebieten “ planzeichnerisch festgelegt. In  dem „Vorranggebiet“ sind bestimmte 

raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen vorgesehen, was andere raumbe-

deutsame Funktionen oder Nutzungen in diesem Gebiet ausschließt, soweit diese 

mit den vorrangigen Funktionen oder Nutzungen nicht vereinbar sind. „Vorrangge-

biete“ lösen nach § 1 Abs. 4 des Baugesetzbuches (BauGB) für die gemeindliche 

Bauleitplanung eine Anpassungspflicht aus.3 

 
2 §  1  Au fgabe  und  Leitvo rs te l lung  der  Raumordnung  
Der Gesamtraum der Bundes repub l ik  Deu tschland  und  se ine Te ilräume s ind  durch Raumordnungsp läne, du rch  
raumordnerische Zusammenarbe it und  durch Abs timmung raumbedeu tsamer P lanungen  und  Maßnahmen zu entw icke ln , zu  

ordnen  und  zu  s ichern. Dabe i sind  un te rsch ied l iche  An fo rderungen  an  den  Raum au fe inander abzus timmen und  d ie  au f de r 
jewei l igen  P lanungsebene  au ftre tenden  Kon fl ik te  auszugle ichen , Vorso rge  fü r e inze lne  Nu tzungen  und  Funktionen  des  Raums 
zu  tre ffen . Le itvo rstel lung  be i de r Erfül lung der Au fgabe nach  Absa tz 1  is t e ine  nachha ltige  Raumentwicklung, d ie  d ie  sozia le n  

und w irtscha ft l ichen Ansprüche  an  den  Raum mit seinen  öko lo g ischen  Funk tionen in  E ink lang  b ring t und zu e iner dauerha ften , 
großräumig  ausgewogenen Ordnung  mit gleichwert igen  Lebensverhältn issen in  den  Te ilräumen füh rt.  Die  Entw ick lung , 

Ordnung  und  S icherung der Te ilräume so l l  s ich  in die  Gegebenhe iten  und Erfordern isse  des  Gesamtraums  e in fügen ; d ie  
Entwicklung , Ordnung  und  Sicherung  des  Gesamtraums sol l  d ie  Gegebenhe iten  und  Erfo rdernisse  se iner Te i lräume 
berücks ich tigen  (Gegens tromprinzip ).  
3 D ie  Bauleitp läne s ind den  Z ie len  der Raumordnung  anzupassen .   
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Der Regionalplan 2009 legt für einen Großteil des räumlichen Geltungsbereiches ein "Vor-

ranggebiet Industrie und Gewerbe Bestand " fest. Somit erfüllen die Entwicklungsabsich-

ten der Gemeinde Diemelsee grundsätzlich die im Regionalplan gesetzten Ziele.  Für den 

nördlichen Teilbereich (ca. 20,0 Meter) legt der Regionalplan 2009 ein "Vorbehaltsgebiet 

für Landwirtschaft" fest.  

Gemäß § 1a Abs. 2 S. 2 BauGB sollen landwirtschaftlich [...] genutzte Flächen nur im 

notwendigen Umfang umgenutzt werden. Bei der Fläche handelt es sich um eine Fläche, 

die zwar planungsrechtlich (Bebauungsplan Nr. IV/2 „Mühlhäuser Weg“) als „Fläche für 

die Landwirtschaft “ festgesetzt ist, deren landwirtschaftlichen Nutzung im Sinne des § 201 

BauGB aber bereits weit vor der Jahrtausendwende aufgegeben wurde.  Im Rahmen der 

kommunalen Abwägung wird hier der gewerblichen Inanspruchnahme der Flächen gegen-

über der landwirtschaft lichen Nutzung daher Vorrang gegeben. 

Flächennutzungsplan der Gemeinde Diemelsee 

Im Flächennutzungsplan ist für das gesamte Gemeindegebiet die sich aus der beabsich-

tigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den voraus-

sehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen darzustellen. Bebauungspläne 

sind aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln  (vgl. § 8 Abs. 2 BauGB). 

Der mit Verfügung vom Regierungspräsidium Kassel genehmigte Flächennutzungsplan 

der Gemeinde Diemelsee stellt die für die Bebauung vorgesehenen Flächen nach der all-

gemeinen Art ihrer baulichen Nutzung als „Sonderbauflächen “ und in einem untergeord-

neten Teil als Fläche für die Landwirtschaft dar.  

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB kann im beschleunigten Verfahren ein Bebauungsplan, 

der von den Darstellungen des Flächennutzungsplanes abweicht, auch vor bzw. ohne 

förmliche Änderung oder Ergänzung des Flächennutzungsplanes aufgestellt werden, so-

fern hierdurch die geordnete städtebauliche Entwicklung nicht beeinträchtigt wird.  

Das Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB gilt hier daher nicht. Der Flächen-

nutzungsplan ist hinsichtlich der durch den Bebauungsplan obsolet gewordenen Darstel-

lungen nachträglich im Wege der Berichtigung anzupassen.  

A bbi ldun g 2   

Darstellungen und Festlegungen im Regionalplan Nordhessen 2009  
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Bei dieser Anpassung handelt es sich um eine redaktionelle Berichtigung des Flächennut-

zungsplanes, für die kein förmliches Änderungsverfahren durchgeführt werden muss.  

 

Darstellungen von umweltschützenden Plänen  

Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7g BauGB sind auch die Darstellungen von umweltschützenden  Plä-

nen in der Abwägung zu berücksichtigen. Ausdrücklich genannt  sind die Landschaftspläne 

und Pläne des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts.  Pläne, die Rechtsnormqua-

lität (Rechtsverordnung oder Gesetz)  haben, unterliegen der planerischen Abwägung 

demgegenüber nicht. 

Landschaftsplan der Gemeinde Diemelsee: 

Mit der Karte „Siedlungsstruktur“ zum Landschaftsplan der Gemeinde  Diemelsee werden 

für den Ortsteil Flechtdorf die bestehenden relevanten Biotop - und Nutzungstypen im Au-

ßen- und Innenbereich, die geplante Siedlungserweiterung, die Schutz - und Entwicklungs-

flächen wiedergegeben und der Ausbau von Grünverbindungen innerhal b der Ortslagen 

vorgeschlagen. 

Der Karte „Siedlungsstruktur“ ist zu entnehmen, dass die Flächen des Plangebietes als 

„Sonderfläche “ und „Gewerbefläche “, Zweckbestimmung „Lagerfläche “ dargestellt wer-

den. Entlang der Grundstücksgrenzen werden einzelne „Gehölze/Einzelbäume “ und „Ge-

büsche trockenwarmer Standorte /Strauchhecke / Feldgehölz “ dargestellt.  

Den textlichen Erläuterungen zum Landschaftsplan der Gemeinde Diemelsee ist zu ent-

nehmen, dass bei Siedlungs-, Industrie- und Gewerbeerweiterungen die Reduzierung des 

Flächenverbrauchs oberste Priorität hat. Flächenrecycling, höhere Baudichte, flächenspa-

rende Erschließung sind dafür Voraussetzungen. Ziel der landschaftsbezogenen Sied-

lungserweiterung sind harmonische Ortsränder (Baumreihen, Hecken, Obstwiesen), 

A bbi ldun g 3   

A usschn i t t  aus  dem F l ächennu tzungsp l an  der  Ge mei nde  D i eme l see  
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Grünzüge zwischen „alten“ und „neuen“ Siedlungen (Landschaftsbild, Erholung), Vermei-

dung von Siedlungssplittern im Außenbereich, Minimierung von Belastungen für Boden 

(Regenwasserversickerung), Wasser, Luft, Klima, Tier - und Pflanzenwelt. Im ländlichen 

Raum sollten überall sichtbare Großbauten vermieden werden. Vorrang sollte in den Orts-

teilen die Modernisierung und Umnutzung älterer Wohn - bzw. Wirtschaftsgebäude haben, 

totale Oberflächenversiegelung von Verkehrsflächen sollten nur dort vorkomm en, wo es 

unbedingt erforderlich ist.  

 

 

Bestehendes Planungsrecht und angrenzende Bebauungspläne  

Die Gemeindevertretung ha t den Bebauungsplan Nr. IV/2 „Mühlhäuser Weg“ am 9. Feb-

ruar 1979 als Satzung beschlossen, um neben den Baugebietsflächen der „Allgemeinen 

Wohngebiete “ im Bereich „Am Rotbusch “ und „Mühlhäuser Weg “, die „Flächen für die 

Landwirtschaft“ im östlichen Teilbereich („Am Österborn “) sowie deren allgemeine Er-

schließung auch die im südöstlichen Teilbereich gelegenen Flächen als „ Sondergebiet“ 

mit der Zweckbestimmung „Sondergebiet für Produktionsstätten landwirtschaftlicher Ma-

schinen u. Versuchsbetriebe für landwirtschaftliche Maschinen sowie landwirtschaftliche 

Betriebsgebäude “ festzusetzen. Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die 

A bbi ldun g 4   

A usschn i t t  aus  dem P l an  „S i ed l ungss t ruk tu r “  zum Landscha f t sp l an  der  Gemei nde  D i eme l see ,  A u f -

s te l l ung  i m Jahr  2006   
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Festsetzung einer Baumassenzahl (BMZ = 1,0), einer Grundflächenzahl (GRZ = 0,2) sowie 

der Begrenzung der Höhe baulicher Anlagen (Wandhöhe (WH) = 8,50 Meter) begrenzt.  

Im Jahr 1998 wurde der angrenzende Bebauungsplan Nr. IV/3 „Im Meere“ in Kraft gesetzt, 

der im direkten Anschluss zum Firmengelände des Unternehmens als Art der baulichen 

Nutzung ein „Gewerbegebiet“ planungsrechtlich sichert. Das Maß der baulichen Nutzung 

wird durch die Festsetzung einer Grundflächenzahl (GRZ = 0,5), einer Geschossflächen-

zahl (GFZ = 1,0) sowie der Begrenzung der Höhe baulicher Anlagen (Firsthöhe (FH) = 

11,0 Meter) begrenzt. Die überbaubaren Flächen und nicht überbaubaren Flächen werden 

durch Baugrenzen sowie Flächen mit Bindungen für die Pflanzung von Bäumen, Sträu-

chern und sonstigen Bepflanzungen bestimmt.  

Informelle Planungen 

Die Gemeinde Diemelsee befindet sich aktuell in einem Dorfentwicklungspro gramm. Im 

Rahmen der Dorfentwicklung wurde ein „Städtebaulicher Fachbeitrag “ für die Gemeinde 

Diemelsee mit den Ortsteilen Adorf, Benkhausen, Deisfeld, Flechtdorf, Giebringhausen, 

Heringhausen, Ottlar, Rhenegge, Schweinsbühl, Stormbruch, Sudeck, Vasbeck un d Wir-

mighausen erstellt (Stand 2015). 

Bezüglich der gewerblichen Entwicklung im Ortsteil Flechtdorf werden keine Aussagen 

getätigt.  

1.4.4 Rechtliche Ausgangslage 

Schutzgebiete nach dem Naturschutzrecht 

Schutzgebiete entsprechend des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) und des Hes-

sischen Ausführungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) werden 

durch die geplante Aufstellung und Änderung des Bauleitplanes nicht beeinträchtigt. Wei-

tere Vogelschutzgebiete gemäß europäischer Vogelschutzrichtlinie sind kein Bestandteil 

des räumlichen Geltungsbereichs und werden nicht beeinträchtigt .  

Nördlich des räumlichen Geltungsbereiches befindet sich eine anerkannte Ökokontomaß-

nahme, hierbei handelt es sich um eine Fläche, die im Geltungsbereich des angrenzenden 

Bebauungsplanes Nr. IV/3 „Im Meere“ als Ausgleichsmaßnahme festgesetzt ist. Dem Hes-

sischen Naturschutzinformationssystem (Natureg -Viewer) sind keine relevanten Daten zu 

entnehmen. 
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Schutzgebiete nach dem Wasserhaushaltsgeset z 

Das Plangebiet ist kein Gegenstand eines gesetzlich festgesetzten Trinkwasser - oder 

Heilquellenschutzgebietes. Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Oberflächen-

gewässer. 

 

Denkmalschutzrechtliche Aspekte 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches befinden sich keine geschützten Natur -, 

Bau- oder Bodendenkmäler.  

A bbi ldun g 5   
A usschn i t t  aus  dem H ess i sches  N atu rschu tz i n fo rmat i onssys tem  (N atu reg -V i ew er ) ,  S tand  S ep tember  

2021  

A bbi ldun g 6   

A usschn i t t  aus  dem W asser rahmenr i ch t l i n i en -V i ew er  (W R R L-V i ew er ) ,  S tand  Februar  2022  
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1.4.5 Erläuterung der Planung 

Die Gemeinde Diemelsee beabsichtigt den drohenden Leerstand im Plangebiet nach Auf-

gabe der Sondernutzung zu vermeiden . Im Plangebiet soll die Art der baulichen Nutzung 

angepasst werden, indem zusätzliche Nutzungen planungsrechtlich ermöglicht werden. 

Durch die Erweiterung der Nutzungsmöglichkeiten beabsichtigt die Gemeinde Diemelsee 

ein Angebot für die Eigenentwicklung von nicht wesentlich störenden Gewerbebetrieben, 

in Form von Entwicklung, Erweiterung und Verlagerung vorhandener Betriebe, die erfor-

derlichen Baugebietsflächen zu  schaffen und einen möglichen Leerstand durch eine Er-

weiterung der Art der baulichen Nutzung zu vermeiden.  

Durch die Änderung der Art der baulichen Nutzung beabsichtigt die Gemeinde Diemelsee 

dem § 1a Abs. 2 BauGB (Bodenschutzklausel) Rechnung zu tragen, indem mit Grund und 

Boden sparsam und schonend umgegangen wird. Zur Verringerung der zusätzlichen In-

anspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen  der Entwicklung der Gemeinde wird 

hier durch Wiedernutzbarmachung von Flächen  die Bodenversiegelung auf das notwen-

dige Maß begrenzt. Um die weitere Bodenversiegelung zu begrenzen, werden die bisher 

versiegelten Flächen ermittelt. Das Verhältnis von versiegelten, teilversiegelten und be-

grünten Flächen soll auf dem Betriebsgelände durch die Änderung des B ebauungsplanes 

fortbestehen, die landwirtschaftliche Fläche soll für den Naturschutz und die Landschafts-

pflege entwickelt werden. 

1.4.6 Verkehrliche Erschließung 

Das Plangebiet soll unverändert über die vorhandenen Straßen (Landesstraße Nr. 3076 

und Kreisstraße Nr. 77) erschlossen werden. Ausgehend von der Kreisstraße ist im Be-

reich des Abzweigs der K77 von der L3076 eine betriebseigene Werkszufahrt über ge-

meindliche Straßen ausgeschildert.  

Das Gelände wird innerhalb der geschlossenen Ortslage erschlossen.  Die innere Erschlie-

ßung ist durch die vorhandenen Wege und Zufahrten gesichert.  

Flechtdorf ist überregional über die nördlich verlaufende Bundesautobahn Nr. 44 erschlos-

sen. Darüber hinaus verfügt die Gemeinde über einen Anschluss an das Netz des öffent-

lichen Personennahverkehrs vom Nordhessischen Verkehrsverbund (NVV) und ist inso-

fern durch Buslinien zu erreichen.  Ein Anschluss an den schienengebundenen Personen-

nahverkehr besteht im Mittelzentrum Korbach. 

Die fußläufige Erschließung des Plangebiets erfolgt über die vorhandenen straßenbeglei-

tenden Fußwege bzw. die asphaltierten Wirtschaftswege.  

1.4.7 Technische Erschließung 

Die Wasserversorgung erfolgt seit 1979 durch den Anschluss an das Wasserverteilungs-

netz der Gemeinde Diemelsee. Die Versorgungsleitungen liegen innerhalb der Wegepar-

zelle der angrenzenden Straße „Am Rotbusch “. Bei der Erschließung des Plangebietes 

mit Trinkwasser wurden für den Brandschutz ausreichend dimensionierte Leitungen vor-

gesehen. 

Ein Anschluss an das bestehende Stromnetz besteht durch einen Anschluss an die beste-

hende Transformatorenstation (Gemarkung Flechtdorf (Diemelsee), Flur 5, Flurstück 3/1). 

In dem Bebauungsplan wird zur Sicherstellung der Stromversorgung  /-verteilung ein 
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Planzeichen aufgenommen. Innerhalb des Plangebietes befindet sich eine Mittelspan-

nungsleitung (Freilandleitung) der Energie Waldeck-Frankenberg GmbH, für die ein ent-

sprechendes Leitungsrecht festgesetzt wird.  

Ein Anschluss an ein Gasnetz ist grundsätzlich nicht möglich, da in räumlicher Nähe keine 

entsprechende Leitung vorhanden ist.  

Der Planbereich ist bereits mit Telekommunikationsinfrastruktur versorgt, eine Verlegung 

neuer Infrastruktur innerhalb des Plangebietes  ist nicht erforderlich.  

Die Abfallentsorgung hat gemäß den Bestimmungen der Abfallsatzung der Gemeinde Di-

emelsee und der Abfallentsorgungssatzung des Landkreises Waldeck -Frankenberg in der 

jeweiligen Neufassung zu erfolgen.  

Die Entsorgung des Abwassers wird gemäß § 4 der Entwässerungssatzung (EWS) der 

Gemeinde Diemelsee durch den Anschluss an eine Abwassersammelanlage in Form eines 

Schmutzwasserkanales gewährleistet. Im Plangebiet ist ein Schmutzwasserkanal bereits 

vorhanden. 

Das anfallende Niederschlagswasser soll gem. § 55 Wasserhaushaltsgesetz ortsnah ver-

sickert, verrieselt oder direkt über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwas-

ser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige 

öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 

Aktuell sind circa 70 Prozent der Flächen voll- bzw. teilversiegelt. Das anfallende Nieder-

schlagswasser der Dachflächen der Werk- bzw. Lagerhalle (Flst. 3/2) und des Bürogebäu-

des (Flst. 3/2) sowie das nicht schädlich verunreinigte Oberflächenwasser der Hofanlage 

wird aktuell in den Vorfluter (im Bereich der Teichanlage) eingeleitet.  Das anfallende Nie-

derschlagswasser der Fabrikhallen (Flst. 3/1) wird durch mehrere Einleitstellen in den 

Wegeseitengraben (Graben ohne Namen entlang der angrenzenden Wegeparzelle)  einge-

leitet.  
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1.5 Begründung der Textfestsetzungen 

1.5.1 Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 

Art der baulichen Nutzung 

Die Gemeinde Diemelsee beabsichtigt die für die Bebauung vorgesehenen Flächen nach 

der besonderen Art der baulichen Nutzung (Baugebiete) als „ Gewerbegebiet“ (vgl. § 8 

BauNVO) planungsrechtlich festzusetzen.  

Die für die Bebauung vorgesehenen Flächen werden nach der besonderen Art der bauli-

chen Nutzung (Baugebiete) als „Gewerbegebiet“ festgesetzt, um die Möglichkeit zu eröff-

nen, für die Eigenentwicklung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben, in 

Form von Entwicklung, Erweiterung und Verlagerung vorhandener Betriebe, die erforder-

lichen Baugebietsflächen in angemessener Größe bereitzuhalten und andererseits den 

Leerstand abzuwenden. Hierdurch soll unter Wahrung kommunaler und öffentlicher Inte-

ressen ein Beitrag für eine Maßnahme zur Wiedernutzbarmachung von Flächen geleistet 

werden. 

Auf der Grundlage des § 1 Abs. 5 BauNVO hat sich die Gemeinde Diemelsee nach sorg-

fältiger Prüfung zugunsten e iner städtebaulich geordneten Entwicklung entschlossen, von 

der Möglichkeit des Ausschlusses zulässiger Nutzungsarten im „ Gewerbegebiet“ Ge-

brauch zu machen. Von der Zulässigkeit der „Tankstellen “ wird aus städtebaulichen Grün-

den, hier die entfernte Lage zur Landesstraße und der daraus resultierenden Verkehre, 

abgesehen.  

Auf der Grundlage des § 1 Abs. 6 BauNVO hat sich die Gemeinde Diemelsee nach sorg-

fältiger Prüfung zugunsten einer städtebaulich geordneten Entwicklung entschlossen, von 

der Möglichkeit des Ausschlusses ausnahmsweise zulässiger Nutzungsarten im „Gewer-

begebiet“ Gebrauch zu machen. Von der Zulässigkeit der „Vergnügungsstätten “ wird aus 

städtebaulichen Gründen, hier die Lage im dörflichen Kontext, abgesehen.  

Maß der baulichen Nutzung 

Überbaubare Grundstücksfläche 

Die Festsetzung zur überbaubaren Grundstücksfläche wird auf Grundlage des § 16 Abs. 

3 Nr. 1 BauNVO getroffen. Der Gesetzestext erfordert bei Festsetzung des Maßes der 

baulichen Nutzung im Bebauungsplan „stets“ eine Festsetzung der Grundflächenzahl oder 

der Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen (vgl. auch OVG NW, U.v. 16.8.1995 -

7a D 154/94 –  NVwZ 1996,923 = NWVBl. 1997,265). Die Grundflächenzahl gibt an, wieviel 

Quadratmeter Grundfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 

Durch die Festsetzung der Grundflächenzahl beabsichtigt die Gemeinde Diemelsee der 

hervorgehobenen Bedeutung, die diesem Maßbestimmungsfaktor für die geordnete städ-

tebauliche Entwicklung, insbesondere unter dem verstärkt zu berücksichtigen Belang des 

Bodenschutzes zukommt, Rechnung zu tragen. Die Festsetzung wird in diesem Umfang 

getroffen, um sicherzustellen, dass die aktuelle Nutzung in der Form beibehalten und eine 

übermäßige Nutzung, zu Lasten des Bodenschutzes (Bodenschutzklausel), ausgeschlos-

sen wird. Gleichzeitig sollen die Anforderungen des § 19 Abs. 4 BauNVO berücksichtigt 

werden, indem die Ermittlung des jeweiligen baugrundstücksbezogenen „ Summenmaß“ 

ermöglicht wird.  
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Die für die Ermittlung der Grundfläche maßgebende Fläche des Baugrundstücks wird 

durch das „Baugebiet“ bestimmt. Miteinzubeziehen sind auch die Flächen des Baugebie-

tes, die mit einer Pflanzbindung überlagert sind. 

Für die Baugebiete sind folgende überbaubare Grundflächen festgesetzt:  

Flurstücksbezeichnung  Größe in m²  Art der baul ichen Nutzung  GRZ Prozent  

Gemarkung Flechtdorf, Flur 

05  46 311, 0   

  

Flurstück 3/1    9 395, 8     

•  Überbaubare Grundfläche    4 674, 7  Gewerbegebiet  0,5  10, 1 %  

•  Nebenanlagen    1 869, 9  Gewerbegebiet   4, 0 %  

•  Transformato rens tation         46, 4  Anlagen Stromvertei lung     0, 1 %  

•  Davon begrünte Flächen    2 804, 8  Gewerbegebiet   6, 1 %  

     
Flurstück 3/2  36 915, 3     

•  Überbaubare Grundfläche  15 197, 2  Gewerbegebiet  0,5/0,4  32, 1 %  

•  Davon Nebenanlagen    9 468, 4  Gewerbegebiet   16, 0 %  

•  Davon begrünte Flächen  13 893, 6  Gewerbegebiet   16, 0 %  

•  Davon begrünte Flächen     1 907, 6  
 

 

Flächen zum Schutz , zur  Pflege und  
zur Entwicklung von Boden, N atur  

und Landschaft  

 14, 9 %  

•  Davon Anlagen zur Re-

genwasserrückhaltung    1 123, 4  Regenwasser rückhaltung  

  

 

Tabel le  2  
Flurstücksbezogene überbaubare Grundstücksflächen  

Höhe baulicher Anlagen 

Die Festsetzung zur Höhe baulicher Anlagen wird auf Grundlage des § 16 Abs. 3 Nr. 1 

BauNVO getroffen. Der Gesetzestext erfordert bei Festsetzung des Maßes der baulichen 

Nutzung im Bebauungsplan eine Festsetzung zur Höhe baulicher Anlagen bzw. eine Bau-

massenzahl, wenn ohne ihre Festsetzung öffentliche Belange, insbesondere das Orts - und 

Landschaftsbild, beeinträchtigt werden können.  

Die Gemeinde Diemelsee hat einen Verzicht auf die Festsetzung zur Höhe baulicher An-

lagen in pflichtgemäßer Ausübung ihres Planungsermessens geprüft. Mit dem Ergebnis, 

dass durch das Planvorhaben eine Einwirkungsmöglichkeit auf das Landschaftsbild be-

steht, ist eine Festsetzung zu treffen.  Durch die Festsetzung zur Höhe baulicher Anlagen 

bzw. der Zahl der Vollgeschosse  sollen die Auswirkungen auf das Landschaftsbild sowie 

auf alle durch eine Höhenentwicklung berührten Belange begrenzt werden.  

Zur eindeutigen Festsetzung der Höhe baulicher Anlagen sind gem. § 18 Abs. 1 BauNVO 

die erforderlichen Bezugspunkte zu bestimmen. Die Höhe wird in der Maßeinheit „Meter 

(m)“ bestimmt. Als unterer Bezugspunkt für die Gesamthöhe (GH) der baulichen Anlagen 

wird das Normalhöhen Null (NHN) in Bezug auf das Deutsche Haupthöhennetz 2016 fest-

gesetzt. Der obere Bezugspunkt der Gesamthöhe ist kongruent zur Firsthöhe als Ober-

kante (OK) der Dachhaut festgelegt. Durch die Festsetzung der Bezugspunkte soll die 

zulässige Höhe baulicher Anlagen einerseits eindeutig bestimmt  werden. Anderseits soll 

durch die Festsetzung sichergestellt werden, dass sich die baulichen Anlagen in den vor-

handenen Geländeverlauf (Topographie) einfügen.  

1.5.2 Bauweise 

In der „abweichenden Bauweise“ werden die Gebäude mit seitlichem Grenzabstand als 

Einzelhäuser, Doppelhäuser oder Hausgruppen errichtet. Die Länge dieser Hausformen  

darf 50 Meter überschreiten, die nach Hessischer Bauordnung geltenden 
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Abstandsregelungen sind einzuhalten. Durch die Festsetzung wird eine besondere Be-

stimmung für die Anordnung der Gebäude im Verhältnis zu den Nachbargrundstücken er-

möglicht. Hierdurch so ll das vorhandene Ortsbild mit Gebäuden, welche einen seitlichen 

Grenzabstand aufweisen und in der Regel eine Länge von 50 Meter überschreiten, pla-

nungsrechtlich gesichert werden.  

„Einzelhäuser“ sind allseits freistehende Gebäude von höchsten 50 Meter Länge mit städ-

tebaulich gefordertem Abstand zu den seitlichen und rückwärtigen Nachbargrenzen, deren 

Tiefe (Abstandsflächen) sich nach hessischer Bauordnung bemisst. „Doppelhäuser“ sind 

zwei an einer (seitlichen) Nachbargrenze aneinandergebaute, im Übrigen je doch freiste-

hende (Wohn-)Häuser. „Hausgruppen “ sind mindestens drei an mehreren Reihenhaus-

grundstücken ohne Grenzabstand aneinandergebaute Häuser deren äußere Kopfhäuser 

einen einseitigen Grenzabstand einhalten müssen.  Die Gesamtlänge der Hausgruppen 

darf 50 Meter überschreiten. 

1.5.3 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 

Die festgesetzten Baugrenzen orientieren sich an der vorhandenen Vegetation, die nicht 

überbaut werden soll sowie an den nach Landesrecht vorgeschriebenen Mindestabstän-

den zu den benachbarten Grundstücksgrenzen.  

1.5.4 Flächen für Versorgungsanlagen 

Die Flächen für Versorgungsflächen werden festgesetzt, um die Verteilung von Strom in-

nerhalb des Baugebietes bzw. für das Baugebiet planungsrechtlich zu sichern. 

1.5.5 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege, zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft 

Eine Festsetzung für die private Außenbeleuchtung erfolgt, da Lichtverschmutzungen Or-

ganismen in besiedelten Bereichen beeinträchtige n können. Vor allem Insekten und Fle-

dermäuse, aber auch andere nachtaktive Tiere und ziehende Vögel sind davon betroffen. 

Für sie kann die Straßen- oder Grundstücksbeleuchtung eine zum Teil tödliche Gefahr 

sein. Zugvögel können durch künstliche Lichtquelle n leicht die Orientierung verlieren. Die 

Verwendung entsprechender Beleuchtungseinrichtungen mit starker Bodenausrichtung 

und geringer Seitenstrahlung und geeigneten Leuchtmitteln kann diese negativen Wirkun-

gen deutlich verringern. 

Die Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden Natur und Landschaft 

werden festgesetzt, um eine Bündelung der Grünstrukturen im Baugebiet ohne Einschrän-

kung der Bebauung zu erreichen. Der prozentuale Begrünungsanteil wird in Abhängigkeit 

von der örtlichen Situat ion festgelegt. Biotop- und artenschutzbezogen soll die Festset-

zung der Begrünung der Baugebiete und der Sicherstellung eines Mindestanteils ökolo-

gisch wirksamer Vegetationsstrukturen, die Nahrungs - und Rückzugsräume insbesondere 

für Insekten- und Vogelarten innerhalb des Siedlungsraumes bieten, dienen. Gleichzeitig 

soll der festgesetzte Mindestanteil von Vegetationsstrukturen mit Bäumen und Sträuchern 

die örtlichen Klimaverhältnisse positiv beeinflussen, indem Temperaturextreme durch eine 

Vegetationsbedeckung gemildert, Stäube und Schadstoffe ausgekämmt werden und der 

Wasserabfluss verzögert wird. Durch eine geringere Verdunstung werden im 
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Zusammenhang mit Beschattung ausgeglichenere Temperaturverhältnisse bewirkt und 

Aufheizeffekte versiegelter Flächen gem indert. Zudem produziert die Bepflanzung Sauer-

stoff und bindet gleichzeitig Kohlendioxid. Weiterhin sollen positive Auswirkungen auf das 

Landschafts- und Ortsbild erzielt werden, indem strukturbildende Anpflanzungen das Er-

scheinungsbild des Gewerbegebietes bereichern und eine Einbindung in das Umfeld ver-

bessern sollen. 

1.5.6 Mit Leitungsrechten zugunsten der Allgemeinheit, eines 
Erschließungsträgers oder eines beschränkten Personenkreises zu 

belastende Flächen  

Die mit Leitungsrechten zugunsten der Allgemeinheit,  eines Erschließungsträgers oder 

eines beschränkten Personenkreises zu belastenden Flächen werden aus städtebaulichen 

Gründen festgesetzt. Durch die Festsetzung soll auf den privaten, nicht überbaubaren 

Grundstücksflächen die Zugänglichkeit sichergestellt werden.  

1.5.7 Flächen mit Bindungen für die Erhaltung und Pflanzung von Bäumen, 

Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  

Die Festsetzungen zu den Flächen mit Bindungen für die Erhaltung und Pflanzung von 

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen werden getroffen, um einerseits die 

vorhandenen Strukturen zu erhalten und andererseits eine Arrondierung und Durchgrü-

nung der Baugebiete  zu erzielen. Biotop- und artenschutzbezogen soll die Festsetzung 

einen Mindestanteil ökologisch wirksamer Vegetationsstrukturen, die Nahrungs- und 

Rückzugsräume insbesondere für Insekten - und Vogelarten innerhalb des Siedlungsrau-

mes bieten, sicherstellen. Gleichzeitig sollen die Vegetationsstrukturen die örtlichen Kli-

maverhältnisse positiv beeinflussen, indem Temperaturextreme durch eine Vegetations-

bedeckung gemildert, Stäube und Schadstoffe ausgekämmt werden und der Wasserab-

fluss verzögert wird. Durch eine geringere Verdunstung werden im Zusammenhang mit 

Beschattung ausgeglichenere Temperaturverhältnisse bewirkt und Aufheizeffek te versie-

gelter Flächen gemindert. Zudem produziert die Bepflanzung Sauerstoff und bindet gleich-

zeitig Kohlendioxid. Weiterhin sollen positive Auswirkungen auf das Landschafts - und 

Ortsbild erzielt werden, indem strukturbildende Anpflanzungen das Erscheinu ngsbild des 

Gewerbegebietes bereichern und eine Einbindung in das Umfeld verbessern sollen.  

1.6 Bauordnungsrechtliche Festsetzung 

1.6.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 

Die Festsetzungen zur äußeren Gestaltung baulicher Anlagen werden auf Grundlage von 

§ 91 Abs. 1 Nr. 1 Hessische Bauordnung (HBO) getroffen. Demnach können Gemeinden 

durch Satzung die äußere Gestaltung baulicher Anlagen erlassen.  

Die Gemeinde Diemelsee beabsichtigt durch die Festsetzungen zur äußeren Gestaltung 

baulicher Anlagen das bestehende Ortsb ild weiterzuführen.  

Die bauordnungsrechtliche Festsetzung zur Gestaltung der Dachneigung wird aufgrund 

der sicherheitstechnischen Anforderungen zur vorhandenen Freileitung getroffen. Bei 
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einer Dachneigung ≤ 15 Grad (begehbares Dach) ist ein Abstand von 5,0 Meter zum vor-

handenen Leiterseil einzuhalten. 

1.6.2 Begrünung von baulichen Anlagen und Nutzung, Gestaltung und 

Bepflanzung von Grundstücksfreiflächen  

Das Anpflanzungsgebot für Bäume (für je sechs Stellplätze ein standortgeeigneter Baum) 

soll den Anteil gestalterisch und kleinklimatisch wirksamer Bepflanzung, die Lebens - und 

Nahrungsräume insbesondere für Insekten und Vögel bietet, sichern.  

Die Festsetzungen entsprechender Pflanzgrößen bei Jungbäumen sollen bere its in kurzer 

Zeit die Entwicklung ökologisch und visuell wirksamer Freiraumstrukturen für eine attrak-

tive Begrünung des Baugebietes sicherstellen. Zudem ist zu erwarten, dass bei Bäumen 

mit größeren Stammumfängen geringere Beschädigungen durch Zerstörung auftreten. Die 

Festsetzung soll die Entwicklung klimatisch wirksamen Grünvolumens kurz- bis mittelfris-

tig sicherstellen und bereits nach kurzer Entwicklungszeit eine attraktive Durchgrü-

nung/Eingrünung des Gewerbegebietes ermöglichen. 

Die Festsetzung zur Verwendung von einheimischen und standortgerechten Laub - und 

Obstbäumen wird getroffen, da eine auf die örtlichen Standortbedingungen abgestimmte 

Auswahl einheimischer Gehölze die Voraussetzung für die dauerhafte Be - bzw. Durchgrü-

nung des Raumes mit einem Gerüst naturnaher Gehölzstrukturen, das Lebensräume für 

eine große Anzahl heimischer Tierarten bietet, ist. Die Verwendung standortgerechter ein-

heimischer Gehölze wird weiter festgesetzt, damit sich Anpflanzungen mit geringem Pfle-

geaufwand optimal entwickeln und Nahrungsgrundlage sowie Lebensräume für die heimi-

sche Tierwelt bieten. Weiterhin dient die Verwendung einheimischer Gehölze der langfris-

tigen Erhaltung des gebietstypischen Charakters der vorhandenen Vegetation.  

Innerhalb der Baugebiete wird aufgrund der Bauflächenausweisung im Kontext einer freien 

Standortwahl der baulichen Anlagen festgesetzt, dass ein Mindestanteil der nicht über-

baubaren Grundstücksflächen als Grünfläche anzulegen und dauerhaft zu pflegen ist. 

Diese Festsetzung wird getro ffen, um eine Bündelung der Grünstrukturen im Baugebiet 

ohne Einschränkung der Bebauung zu erreichen. Der prozentuale Begrünungsanteil wird 

in Abhängigkeit von der örtlichen Situation festgelegt. Biotop - und artenschutzbezogen 

soll die Festsetzung der Begrünung der Baugebiete und der Sicherstellung eines Mindes-

tanteils ökologisch wirksamer Vegetationsstrukturen, die Nahrungs - und Rückzugsräume 

insbesondere für Insekten- und Vogelarten innerhalb des Siedlungsraumes bieten, dienen. 

Gleichzeitig soll der festgesetzte Mindestanteil von Vegetationsstrukturen mit Bäumen 

und Sträuchern die örtlichen Klimaverhältnisse positiv beeinflussen, indem Temperatur-

extreme durch eine Vegetationsbedeckung gemildert, Stäube und Schadstoffe ausge-

kämmt werden und der Wasserabfluss verzögert wird. Durch eine geringere Verdunstung 

werden im Zusammenhang mit Beschattung ausgeglichenere Temperaturverhältnisse be-

wirkt und Aufheizeffekte versiegelter Flächen gemindert. Zudem produziert die Bepflan-

zung Sauerstoff und bindet gleichzeitig Kohlendioxid. Weiterhin sollen positive Auswir-

kungen auf das Landschafts- und Ortsbild erzielt werden, indem strukturbildende Anpflan-

zungen das Erscheinungsbild des Gewerbegebietes bereichern und eine Einbindung in 

das Umfeld verbessern sollen. 

Mit der Begrünung von Dachflächen und Fassaden sollen ökologisch wirksame Ersatzle-

bensräume für Tier- und Pflanzenarten in den Baugebieten geschaffen und ein Beitrag zur 

Erhöhung der Biodiversität geleistet werden. Die Begrünung der Dach - und 
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Fassadenflächen soll ökologisch wirksame Vegetationsflächen schaffen, die Ersatzle-

bensräume insbesondere für Tiere wie Insekten und Vogelarten bieten und in Verbindung 

mit Biotopstrukturen der Umgebung zu einer Vernetzung von Lebensräumen beitragen. 

Für die Wirksamkeit der Dachbegrünung wird eine erforderliche Mindest -Aufbaustärke des 

durchwurzelbaren Substrataufbaus festgesetzt, die eine Begrünung auch mit Gräsern und 

Stauden ermöglicht. Zudem soll die Festsetzung eine passive Niederschlagsrückhaltung 

erzielen und zeitgleich eine Abflussverzögerung des anfallenden Niederschlagswassers 

sicherstellen. Hierdurch sollen die der Vorflut dienenden Gewässer und Regenrückhalte-

becken entlastet werden. Im Vergleich zu herkömmlichen Bedachungen und Fassaden 

können begrünte Außenwandflächen die Wärmeentwicklung reduzieren und die Bindung 

von Luftstäuben mittels trockener Deposition verbessern. Verminderte Umgebungstempe-

raturen führen in sommerlichen Hitzeperioden zu einem verbesserten thermischen Kom-

fort. Durch diese Eigenschaften sollen die begrünten Dach- und Fassadenflächen eine 

klimatisch stabilisierende Funktion für das Plangebiet übernehmen. Zusätzlich können un-

ter anderem positive Auswirkung auf die Umwelt, Luft - und Lebensqualität erzielt werden.  

Um den Anteil an versiegelten Flächen möglichst gering zu halten, werden Festsetzungen 

zur Oberflächenbefestigung getroffen. Eine vollständige Versiegelung führt zum Aufhei-

zen der Flächen im Sommer, Erwärmung der Umgebung durch Rückstrahlung, erhöhten 

Staubanfall und schnellem Abfluss des Niede rschlagswassers. Danach sind befestigte Er-

schließungswege auf privaten Grundstücken mit Materialien zu gestalten, die einen mög-

lichst geringen Versieglungsgrad aufweisen bzw. wasserdurchlässig sind. Hierdurch soll 

dem § 36 Abs. 1 Nr. 2 sowie § 37 Abs. 4 He ssisches Wassergesetz in Verbindung mit § 

58 Wasserhaushaltsgesetz Rechnung getragen werden. Demnach ist Niederschlagswas-

ser dort zu verwerten, wo es anfällt, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Be-

lange nicht entgegenstehen. 
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2 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Bei dem vorliegenden Bauleitplanverfahren handelt es sich um einen Bebauungsplan der 

Innenentwicklung zur Wiedernutzbarmachung von Flächen, der im beschleunigten Verfah-

ren nach § 13a BauGB aufgestellt wird. Bei beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 

gelten gem. § 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens.  

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4  BauGB findet die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung (§ 1a 

Abs. 3 BauGB) hinsichtlich des Ausgleichsflächenerfordernisses keine Anwendung. In den 

Fällen des § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB, also bei Bebauungsplänen der Innenentwick-

lung mit einer zulässigen Grundfläche der baulichen  Anlagen von weniger als 20 000 

Quadratmetern, gelten Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung oder Änderung des Bebau-

ungsplans zu erwarten sind, als im Sinn des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planeri-

schen Entscheidung als erfolgt oder zulässig (§ 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB). Nach § 1a Abs. 

3 Satz 5 BauGB ist ein Ausgleich nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der 

planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. Gemäß  § 13 Absatz 2 und 3 

Satz 1 BauGB kann auf die Durchführung einer Um weltprüfung verzichtet werden.  

2.1.1 Voraussetzungen für die Anwendung von § 13a BauGB - Prüfübersicht 

Lfd. 
Nr. 

Bezeichnung des Bebauungsplanes:  
 

  

Bebauungsplan Nr. IV/2 „Mühlhäuser Weg “  
 

 1. Allgemeine Angaben zum Bebauungsplan:  

 

Umfang 

   

 Größe des  räumlichen Geltungsbereiches  46 311 m²  
   

 Vorhandene Art der baul ichen Nutzung  Sondergebie t  
   

 Beabsichtigte Art der baul ichen Nutzung (Baugebiet ):  Gewerbegebiet  
   

1. Entwicklung der ve rsiegelten Flächen im Plangebiet  (Haup tgebäude):  < 10 000 m²  
   

 2. Prüfung der Zulässigkei t für  die A nwendung des beschleunigten Verfah-
rens:  

ja nein  

    

2. Bebauungsplan der Innenentwicklung  

gem. § 13a Abs. 1 S. 1 BauGB  
☒  ☐  

    

3. Ausschluss UVP-Pfl icht  

gem. § 13a Abs. 1 S. 4 BauGB  
☒  ☐  

    

4. ☒  Vorhaben nicht in Anl age 1 UVPG als UVP -pfl ichti ges Vorhaben geführt  
  

5. Ausschluss fü r Beeint räch tigung Natu ra 2 000 -Gebiet  
gem. § 13a Abs. 1 S. 5 BauGB  

☒  ☐  

  

6. ☒  Keine Natura 2000-Gebiete  im Wirkbereich des  B -Plan-Gebietes vo rhanden  
  

7. ☒  Beeinträchtigung des Schu tzzweckes  und  der Erhaltungszi ele offensichtl ich   

      ausgeschl ossen  

 Größe der festzusetzenden Grund fläche  (19 .970  m²) <20.000 m² gem. § 13a Abs. 

1 S. 2 BauGB  
☒  ☐  

    

 Die Anwendung des beschleunigten Verfahrens ist nur zulässig, w enn al le Sachverhalte unte r l fd. N r. 2 
bis 7 mit „ja“ beantwortet wurden .  
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2.1.2 Belange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege 

Im beschleunigten Verfahren entfällt die Pflicht zur Umweltprüfung nach § 2 Abs.4 Satz 1 

BauGB. Nach § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB in der Fassung des Gesetzes vom 03.11.2017 

(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 

(BGBl. I S. 4147) geändert worden ist , wird u.a. von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 

BauGB und von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB abgesehen; ebenfalls  nicht anzu-

wenden ist die Verpflichtung zum Monitoring nach § 4c BauGB.  

Ungeachtet des Verzichts auf die formelle Umweltprüfung hat die Kommune bei Bebau-

ungsplänen nach § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB unter Zugrundelegung des § 2 Abs. 3 BauGB 

nach allgemeinen Grundsätzen die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Na-

turschutzes und der Landschaftspflege, (§ 1 Abs. 6 Nr. 7a-j  BauGB) zu bewerten und in 

die planerische Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB einzustellen. 

Da im beschleunigten Verfahren keine förmliche Umweltprüfung durchgeführt  wird, entfal-

len der Umweltbericht (§ 2a BauGB), die zusammenfassende Erklärung  (§ 10 Abs. 4 

BauGB) und die Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche  umweltbezogenen Infor-

mationen verfügbar sind. Ein Monitoring (§ 4c  BauGB) erfolgt nicht 

2.1.3 Berücksichtigung der Auswirkungen  

Auf Tiere und Pflanzen 

Bestandsaufnahme   

Vegetation: Den bisher nicht überbauten, nordwestlichen Tei lbereich des 
Plangebietes bildet eine brachl iegende Grünlandfläche. Den 
nördl ichen Bereich prägen verschiedene Strukturen in Form 
von Erdaufschüttungen (Materialablagerungen) und Fahr-
spuren. Neben den Erdaufschüttungen sind auch bewach-
sene Erdwälle vorhanden. An den Wäl len haben sich zum 
Tei l  magere Säume mit Großer Wiesenkopf, Johanniskraut 
und Wiesen-Flockenblume gebi ldet.  Der Große Wiesenknopf 
wird in der Vorwarnl iste der Roten Liste der Farn und Blü-
tenpflanzen Deutschlands geführt. In der Roten Liste des 
Landes Hessen ist die Art als ungefährdet klassi f iz iert. Nach 
Bundesartenschutzverordnung besonders geschützte Pflan-
zenarten können in dem Teilbereich nicht nachgewiesen 
werden. 

Für die weiteren begrünten Flächen bestehen durch den Be-
bauungsplan Bindungen in Form der Erhaltung und Pflanzun-
gen von Bäumen und Sträuchern. So haben sich an den stei-
len Böschungen, die das Gelände terrassieren zum Tei l  üp-
pige Gehölzsäume unter anderem mit Hasel (Corylus 
avellana), Weißdorn (Crataegus spec.), Hainbuche (Carpi-
nus betulus), Esche (Fraxinus excels ior), Hundsrose (Rosa 
canina), Quercus robur (Stieleiche), Acer c ampestre (Feld-
ahorn), Acer pseudoplatanus  (Bergahorn), Sorbus aucuparia 
(Vogelbeere) und (standortfremden) Kiefern ausgebildet.  

Amphibien:  Die Eigenschaften des Habitats von Amphibien reichen von 
geschlossenen, waldigen Lebensräumen bis zu offenen, ve-
getationsarmen Landschaften in den ersten Sukzessionssta-
dien. Die Habitate bestehen zumeist aus zwei nahe beiei-
nander l iegenden Biotoptypen: einem aquatischen (Laichge-
wässer) und einem terrestrischen (Landhabitat) Habitat. 
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Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches sind keine 
Laichgewässer vorhanden. Aufgrund der angrenzenden ste-
henden Gewässer ist anzunehmen, dass Amphibien potenzi-
el l  Tei le des räumlichen Geltungsbereiches als terrestri -
sches Habitat nutzen. Hierbei können vor allem die westliche 
Wiesenflächen im Anschluss an das Sti llgewässer und die 
Gehölzsäume von Interesse sein. 

Reptilien:  Die Habitate von Reptil ien sind auf bestimmte Leb ensraum-
typen beschränkt. Neben strukturierten Hängen, Heiden und 
Wiesen sind Ton-, Sand- und Kiesgruben, Felsen und Stein-
brüche, Hangmauern, Ruderalstellen und -flächen sowie 
Feuchtgebiete Lebensräume, in denen Reptil ien zu erwarten 
sind.  

Innerhalb des Plangebietes sind im nördlichen Tei lbereich 
Aufschüttungen mit ruderalen Vegetationsstrukturen sowie 
verdichtete Fahrspuren vorhanden, welche durchaus ein Po-
tenzial für die Besiedelung mit Reptil ien aufweisen . Auch die 
innerhalb des Plangebiets vorhandenen s üdexponierten Bö-
schungen können als Habitat dienen . Die Aufschüttungen 
dienten den Testzwecken, um die technische Funktional i tät 
der motoris ierten Maschinen sicherzustellen, weshalb mit 
der Nutzung betriebsbedingte Staub- und Lärmimmissionen 
sowie Erschütterungen einhergingen. Neben den Emissio-
nen ist das Gebiet auch aktuel l  noch durch eine ständige 
Bewegung der Maschinen und Materialumlagerungen ge-
prägt.  

Aufgrund der örtl ichen Gegebenheiten ist in den aktuell  noch 
stark genutzten Bereichen nicht mit einem  Vorkommen von 
Repti lien zu rechnen. In Randbereichen und an südexponier-
ten l ichten Böschungen könnten jedoch Habitate von Repti-
l ien vorhanden sein.   

Tagfalter und Insekten: Tagfal ter besiedeln verschiedene terrestrische Lebens-
räume. In der Agrarlandschaft stel len vor allem extensive 
Wiesen und Säume ein wichtiges Habitat dar. Im Geltungs-
bereich stellen die westliche Wiesenfläche und auch die sich 
durch das Gebiet ziehenden Böschungssäume und bewach-
senen Erdwäl le Lebensräume für Tagfal ter dar. Die Qual i tät 
bemisst sich an der Ausstattung dieser Strukturen, da so-
wohl Nektarpflanzen für die adulten Falter und Raupenfut-
terpflanzen vorhanden sein müssen.  

Insekten stel len d ie artenreichste Klasse der Tiere dar und 
besiedeln nahezu jeden Lebensraum. Der Rückgang der In-
sekten ist dabei auf verschiedenen Ursachen zurückzufüh-
ren (z.B. Landnutzungswandel, Nutzungsintensiv ierung, Flä-
chenverbrauch u.a.). Die verfahrensgegenständlichen Flä-
chen stellen aufgrund der hohen Versiegelungsraten ein 
Habitat untergeordneter Bedeutung dar. Die durch das Ge-
biet verlaufenden Böschungssäume und die brache Wiesen-
fläche im Westen bieten jedoch auch Rückzugsräume und 
Verbindungskorridore. 

Säugetiere: Im Planungsraum ist ein eingeschränktes Artenspektrum von 
Säugetieren zu erwarten. Vorkommen geschützter Arten wie 
beispielsweise der Haselmaus sind für das Gebiet nicht be-
kannt und nicht zu erwarten. 

Aufgrund der örtl ichen Gegebenheiten ist eine Bedeutung 
der Fläche für Fledermäuse von untergeordneter Bedeutung. 
Die Gehölzsäume können aber Lei tstrukturen und Nahrungs-
habitate darstel len. 
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Vögel: Für Offenlandarten, wie beispielsweise die Feldlerche, hat  
das Plangebiet eine geringe Bedeutung als Habitat. Ein von 
der Art bevorzugtes offenes Gelände mit weitgehend freiem 
Horizont ist durch die Lage der Fläche zwischen der vorhan-
denen Bebauung und den Waldflächen nicht gegeben. Inner-
halb des Plangebietes  sind verschiedene Gehölzstrukturen 
vorhanden, welche Brutplätze für verschiedene Singvogelar-
ten bieten. Aufgrund der Nutzung und hohen Präsenz des 
Menschen sind vor al lem ubiqui täre Arten (z.B. Amsel, Buch-
fink etc.) zu erwarten. Die Gehölzstrukturen sind größten-
tei ls nicht von der Planung (Gewerbegebiet) beeinträchtigt .  

Eingriffe werden durch den Vollzug des Bebauungsplanes bau -, betriebs-, und anlagenbedingt 
verursacht: 
 Baubedingt  • Temporäre Beeinträchtigungen durch Baustel lenfahr-

zeuge 

• Temporäre Beeinträchtigungen durch Staub -, Lärm- und 
Lichtemissionen, ausgehend von Baumaschinen und 
dem Baustel lenverkehr 

• Inanspruchnahme von Flächen, die als Habitat dienen 

können, durch Baustelleneinrichtungen, Bodenmieten 
und Materiallagerung 

Betriebsbedingt • Beeinträchtigungen durch Lärm- und Lichtemissionen  

• Beeinträchtigung durch Bewegung 

• Beeinträchtigungen durch stoffliche Emissionen (Ab-
gase) 

Anlagenbedingt  • Si lhouettenwirkungen der baulichen Anlagen 

Durch die Prüfung der Auswirkungen auf Pflanzen und Tiere sowie der Berücksichtigung anderer 
Abwägungsbelange (z.B. der Bodenschutzklausel, der Begrenzung der Bodenversiegelung oder 
der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse) legt die Gemeinde Diemelsee ve rbindliche Maß-
nahmen zur Vermeidung von nachteil igen Auswirkungen und Minimierung der Auswirkungen 
fest.  
Vermeidung • Maßnahme zur Wiedernutzbarmachung von Flächen 

• Begrenzung des räumlichen Geltungsbereiches  

• Festlegung von Flächen mit der Bindung für die Erhal-

tung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-
gen 

• Sicherung der westlich liegenden Grünflächen zum 
Schutz vor einer Inanspruchnahme 

Minimierung • Verwendung von heimischen und standortgerechten Ar-
ten zur Ergänzung der Lebensräume, Mindestgröße bei 
der Pflanzung von Jungbäumen  

• Flächenbezogener Mindestantei l , auf dem Grün - und 
Gartenflächen anzulegen sind zur Ergänzung der beste-
henden Lebensräume 

• Festlegung von Flächen mit Bindungen für die Pflanzung 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
zur Ergänzung der bestehenden Lebensräume 

• Hinweis zur Begrünung von baulichen Anlagen bei Flach-
dächern und flach geneigten Dächern zur Ergänzung der 
bestehenden Lebensräume 

• Festlegung zur Begrünung vertikaler Fassadenflächen 
mit Rank- und Kletterpflanzen zur Ergänzung der beste-
henden Lebensräume 

• Gl iederung der Stel lplätze durch Baumpflanzungen zur 
Ergänzung der bestehenden Lebensräume 

• Verwendung insektenschonender Leuchtmitte l   

• Verwendung von Vogelschutzfol ien 

• Festsetzung zum al lgemeinen Schutz wi ld lebender Tiere 
und Pflanzen gem. § 39 BNatSchG 
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• Begrenzung der Grundflächenzahl (deutlich geringer als 
Orientierungswerte nach BauNVO)  

• Festsetzung einer Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden Natur und Landschaft zur Erwei-
terung vorhandener Habitatstrukturen 

Der absehbare Lebensraumverlust ist nur als geringer Eingriff  in Natur und Landschaft zu 
werten. Einersei ts ist im Bereich der vorhandenen gewerblichen Anlagen aufgrund der bisheri-
gen Versiegelungsrate und des vorhandenen Betriebs kein nachtei liger Eingri ff in Natur und 
Landschaft zu erwarten. Anderersei ts wird durch die langjährige Nutzung der den Te stzwecken 
dienenden Flächen die Vegetationsentwicklung eingeschränkt und durch weitere betriebsbe-
dingte Emissionen die Eignung als Lebensraum herabgesetzt.  
Durch die Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung der Eingri ffe in Natur und Landschaft 
können bestehende Lebensräume gesichert und ökologisch wirksame Ersatzlebensräume für 
Tier- und Pflanzenarten in dem Baugebiet geschaffen und ein Beitrag zur Erhöhung der Bio-
diversi tät geleistet werden. Die Ersatzlebensräume können in Verbindung mit Biotopstrukturen 
der Umgebung zu einer Vernetzung von Lebensräumen beitragen  und im Siedlungsraum als 
Nahrungs- und Rückzugsraum dienen. Trotz der Inanspruchnahme von bisher nicht versiegelten 
Flächen werden keine nachtei ligen Auswirkungen auf die Biodiversi tät des Geltung sbereiches 
prognostiziert.  

Nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten in den Fäl len des Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 (maximale Grund-
fläche weniger als 20 000 Quadratmeter) Eingriffe in Natur und Landschaft, die auf Grund der  
Aufstel lung des Bebauungsplans zu erwarten si nd, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 vor der 
planerischen Entscheidung erfolgt. Ein Ausgleich für die Eingriffe in Natur und Landschaft  
ist hier daher nicht erforderlich.  
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Auf Fläche und Boden 

Bestandsaufnahme   

Fläche: Die verfahrensgegenständl ichen Flächen unterl iegen aktuel l 
einer gewerbl ichen Nutzung. Innerhalb der Flächen des süd-
l ichen Tei lbereiches sind baul iche Anlagen (Betriebsge-
bäude) vorhanden, der nördliche Tei lbereich wurde zu Test-
zwecken genutzt.  

Boden:  Gemäß§ 1 BBodSchG und § 1 HAltBodSchG sind die Funk-
tionen des Bodens u.a. durch Vermeidung von schädl ichen 
Beeinträchtigungen, nachhaltig zu sichern oder wiederher-
zustellen. Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs - und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts s ind gemäß § 1 Abs. 
3 Nr. 1 und 2 BNatSchG seine prägenden biologischen Funk-
tionen, die Stoff - und Energieflüsse sowie landschaftl ichen 
Strukturen zu schützen. Die Böden sind so zu erhalten, dass 
sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen können. Nicht 
mehr genutzte versiegelte Flächen sind zu renaturieren 
oder, soweit eine Entsiegelung nicht möglich oder nicht zu-
mutbar ist, der natürlichen Entwicklung zu überlassen.  

Die nachfolgende Bodenbewertung wird in Anlehnung an die 
„Arbeitshi lfe zur Berücksichtigung von Bodenschutzbelan-
gen in der Abwägung und der Umweltprüfung nach BauGB in 
Hessen" (HMUELV 2011) erfolgen, da die Datengrundlage 
für die Bodenbewertung dem Boden Viewer Hessen (HLNUG 
2020A) nur in Tei len entnommen werden kann bzw. das 
Plangebiet in weiten Tei len berei ts versiegelt is t .  

Das Plangebiet ist c i rca 4,5 Hektar groß. Die Böden des 
Plangebiets lassen sich in die Bodenhauptgruppe 6 –  „Böden 
aus soli f luidalen Sedimenten “, Gruppe 6.3 –  „Böden aus 
lösslehmhaltigen Soli f luktionsdecken “ und die Untergruppe 
6.3.3 –  „Böden aus lösslehmhaltigen Sol i fluktionsdecken mit 
basenarmen Gesteinsantei len “ einordnen. Die Bodeneinheit 
wird als „Braunerde“ beschrieben. Das Grundmaterial  (Sub-
strat) besteht aus  2 bis 6 Dezimeter Fl ießerde (Hauptlage) 
über Fl ießschutt (Basis lage) mit schwach metamorph über-
ragtem, s il iz ik lastischem Sedimentgestein (Paläozoikum, 
Präperm). Die Morphologie wird als unterschiedliche Rel ief-
posi tionen im Rheinischen Schiefergebirge beschrieben.  

Als Grundlage für Planungsbelange aggregiert die Boden-
funktionsbewertung (Quelle: BodenViewer Hessen) ver-
schiedene Bodenfunktionen (Nitratrückhalt, Feldkapazität, 
Ertragspotenzial , Lebensraum,) zu einer Gesamtbewertung.  
Die Böden des Plangebietes werden mit einem sehr geringen 
Bodenfunktionserfüllungsgrad bewertet. Dabei wurde die 
Feldkapazität und das Nitratrückhaltevermögen mit  gering, 
das Ertragspotential  mit gering und die Standorttypis ierung 
mit mittel  bewertet. Nach dem BodenViewer Hessen l iegt die 
Acker- und Grünlandzahl  in weiten Tei len überwiegend zwi-
schen 20 und 30, in einem untergeordneten Teilbereich bei 
40 bis 45. Für den nördl ichen Tei lbereich besteht aufgrund 
der Hanglage und der Bodenbeschaffenheiten  eine hohe 
Erodierbarkei t der Böden durch Wasser (K-Faktor >0,5). 

Nach aktuel lem Stand der Al tf lächendatei  des Landes Hes-
sen sind im Umfeld des Geltungsbereiches keine entspre-
chenden Flächen vorhanden. Seltene oder gefährdete Bo-
denarten, wie Moore bzw. besonders nährstoffarme Böden, 
s ind nicht vorhanden. Ein besonderes Entwicklungspotenzial 
des Bodens ist nicht festzustellen. Der Boden im 
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Geltungsbereich hat keine Bedeutung als Archiv der Natur - 
und Kulturgeschichte.  

Die verfahrensgegenständl ichen Flächen sind berei ts zu ei-
nem hohen Anteil  versiegelt, die b isher nicht versiegelten 
Flächen unterlagen einer regelmäßigen, mechanischen Fre-
quentierung, weshalb diese Bereiche besonders stark ver-
dichtet sind.  

Eingriffe werden durch den Vollzug des Bebauungsplanes bau -, betriebs-, und anlagenbedingt 
verursacht: 
 Baubedingt  • Temporäre Beeinträchtigungen durch Baustel lenfahr-

zeuge in Form von Bodenverdichtungen und Erschütte-
rungen 

• Verluste von Bodenfunktionen durch Abgrabungen und 
Aufschüttungen (Bodenbewegungen und Bodenzwi-
schenlagerungen) 

Betriebsbedingt • Beeinträchtigungen durch mögl ich Einträge (Streusalz) 

Anlagenbedingt  • Verlust sämtlicher Bodenfunktionen durch Voll - und Teil -
versiegelungen 

Durch die Prüfung der Auswirkungen auf Fläche und Boden sowie der Berücksichtigung anderer 
Abwägungsbelange (z.B. der Bodenschutzklausel, der Begrenzung der Bodenversiegelung oder 
der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse) legt die Gemeinde Diemelsee verbindliche Maß-
nahmen zur Vermeidung von nachteil igen Auswirkungen und Minimierung der Auswirkungen 
fest.  
Vermeidung • Standortwahl – Maßnahme zur Wiedernutzbarmachung 

von Flächen 

• Begrenzung des räumlichen Geltungsbereiches 

Minimierung • Begrenzung der überbaubaren Grundfläche (deutl ich un-
ter den Orientierungswerten nach BauNVO) 

• Anlage von Grünflächen zur dauerhaften Bodenruhe 

• Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft zur dauerhaften Boden-
ruhe 

• Wasserdurchlässige Oberflächenbefestigungen bei pri -
vaten Wegen und Zufahrten 

• Verwendung von standortgerechten Arten (Bodenschutz)  

Maßnahmen zum vorbeugen-
den Bodenschutz  

• Maßnahmen zum Bodenschutz bei der Baudurchführung, 

wie z.B. der Schutz des Mutterbodens nach § 202 Bau-
gesetzbuch; von stark belasteten oder befahrenen Berei-
chen ist zuvor der Oberboden abzutragen.  

• Vermeidung von Bodenverdichtungen; bei  verdichtungs-
empfindl ichen Böden (Feuchte) und Böden mit einem ho-
hen Funktionserfüllungsgrad hat die Belastung des Bo-
dens so gering wie möglich zu erfolgen, d.h. gegebenen-
fal ls Einsatz von Baggermatten, breiten Rädern oder 
Kettenlaufwerken etc. und die Berücksichtigung der Wi t-
terung beim Befahren von Böden. 

• Ausreichend dimensionierte Baustel leneinrichtung und 
Lagerflächen nach Möglichkeit im Bereich berei ts ver-
dichteter bzw. versiegelter Böden sowie gegebenenfalls 
Verwendung von Geotexti l  oder Tragschotter.  

• Wo logistisch mögli ch, s ind Flächen vom Baustellenver-
kehr auszunehmen, z.B. durch Absperrung mit Bauzäu-
nen oder Einrichtung fester Baustraßen und Lagerflä-
chen; bodenschonend Einrichtung und Rückbau. 

• Vermeidung von Fremdwasserzufluss; gegebenenfalls 
vom Hang herabkommender Niederschlag ist z.B. durch 
einen Entwässerungsgraben an der hangaufwärts gele-
genen Seite des Grundstückes während der Bauphase, 
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um das unbegrünte Grundstück herumzuleiten; Anlegen 
von Rückhalteeinrichtungen und Retentionsflächen.  

• Technische Maßnahmen zum Erosionsschutz. 

• Sachgerechte Zwischenlagerung und Wiedereinbau des 
Oberbodens  

• Lagerflächen vor Ort sind aussagekräftig zu kennzeich-
nen; die Höhe der Boden-Mieten darf 2 Meter bzw. 4 Me-
ter bei  Ober- bzw. Unterboden nicht übersteigen. Die Bo-
denmieten dürfen nicht befahren werden und sind bei 
mehrmonatiger Standzeit zu profi lieren, gegebenenfalls 
unter Verwendung von Geotexti l oder Erosionsschutz-
matten, geziel t zu begrünen und regelmäßig zu kontrol-
l ieren. 

• Fachgerechter Umgang mit Bodenaushub und Wieder-
verwertung des Bodenaushubs am Eingriffsort, d.h. der 
Ober- und Unterboden ist separat auszubauen, zu lagern 
und in der ursprüngl ichen Reihenfolge wieder einzu-
bauen. 

• Beseitigung von Verdichtungen im Unterboden, d.h. ver-
dichteter Boden ist nach Abschluss der Bauarbe iten und 
vor Auftrag des Oberbodens und der Eingrünung zu lo-
ckern (Tiefenlockerung). Danach darf der Boden nicht 
mehr befahren werden. 

• Zuführen organischer Substanz und Kalken (Erhaltung 
der Bodenstruktur, hohe Gefügestabi li tät, hohe Wasser-
speicherfähigkei t, posi tive Effekte auf Bodenorganis-
men). 

• Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht mit 
Verweis auf die Arbeitshil fe „Rekultivierung von Tage-
bau- und sonstigen Abgrabungsflächen“ (HMUKLV, 
Stand: März 2017 

Durch den verbindlichen Baulei tplan entstehen verschiedene Wirkfaktoren, die s ich bei  einer 
Bebauung auf die Bodenfunktion bzw. Bodenteil funktion auswirken. Durch den Vol lzug des Be-
bauungsplanes kommt es unter anderem zu Flächenneuversiegelungen, Verdichtungen sowie 
Auftrag, Abtrag und Überdeckung. Dadurch ist in diesem Bereich von einem vol lständigen Ver-
lust der landwirtschaftl ichen Nutzbarkei t der Böden, der Flora, der Funktion des Wasserhaus-
haltes und der Archivfunktion auszugehen.  
Durch das geringe Ertragspotenzial  der Flächen und der bisherigen Nutzung besitzen diese 
keine Funktionen für die Landwirtschaft. Mit der Umsetzung der Planung kann insgesamt eine 
Fläche von ca. 44 840 Quadratmetern in Anspruch genommen werden, wobei anzunehmen ist, 
dass maximal ca. 20 000 Quadratmeter (GRZ 0,6 / 0,5) vol lversiegelt werden.  
Die beanspruchten Flächen stehen der landwirtschaftlichen Nutzung nicht zur Verfügung, natür-
l iche Bodenprozesse werden im Bereich der Vol l - und Tei lversiegelungen weitgehend unterbun-
den.  

Die zusätzliche Flächeninanspruchnahme wird als dauerhafte Beeinträchtigung  eingestuft, 
wohingegen die Wiedernutzbarmachung der Flächen schonender und sparsamer Umgang mit 
den Schutzgütern bedeutet. Die natürl ichen Bodenfunktionen werden bei bisher nicht versiegel-
ten Flächen unwiederbringlich zerstört.  

Nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten in den Fäl len des Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 (maximale Grund-
fläche weniger als 20 000 Quadratmeter) Eingriffe in Natur und Landschaft, die auf Grund der  
Aufstel lung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 vor der 
planerischen Entscheidung erfolgt. Ein Ausgleich für Eingriffe ist hier daher nicht erforderlich.  
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Auf Wasser 

Bestandsaufnahme   

Wasser: Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches befinden sich 
keine Fließgewässer oder sonstige Oberflächengewässer. 
Der räumliche Geltungsbereich ist kein Gegenstand eines 
festgesetzten Wasser- oder Hei lquellenschutzgebietes.  

Die verfahrensgegenständl ichen Fl ächen unterl iegen aktuel l 
einer gewerblichen Nutzung. Ein hoher Anteil  der Flächen ist 
berei ts versiegelt. Durch die Versiegelungsrate  versickert 
ein hoher Anteil  des anfallenden unbelasteten Nieder-
schlagswassers nicht. 

Eingriffe werden durch den Vollzug des Bebauungsplanes bau-, betriebs-, und anlagenbedingt 
verursacht: 
 Baubedingt  • Temporäre Beeinträchtigungen durch Baustel lenfahr-

zeuge in Form von Bodenverdichtungen und Erschütte-
rungen, erhöhter Niederschlagswasserabfluss 

• Verluste von Bodenfunktionen (Verdichtung von Poren) 
durch Abgrabungen und Aufschüttungen (Bodenbewe-
gungen und Bodenzwischenlagerungen) , geringere Spei-
cherfähigkeit 

Betriebsbedingt • Beeinträchtigungen durch mögl iche Einträge (Streusalz) 

Anlagenbedingt  • Verlust an Flächen für die Versickerung von Nieder-
schlagswasser bzw. für die Grundwasserneubildungs-
rate - Verlust sämtl icher Bodenfunktionen  (Speicherfä-
higkeit der Poren) durch Vol l - und Teilversiegelungen,  

Durch die Prüfung der Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sowie der Berücksichtigung 
anderer Abwägungsbelange (z.B. der Bodenschutzklausel, der Begrenzung der Bodenversiege-
lung oder der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse) legt die Gemeinde Diemelsee verbind-
l iche Maßnahmen zur Vermeidung von nachteil igen Auswirkungen und Minimierung der Auswir-
kungen fest.  
Vermeidung • Standortwahl - Keine Inanspruchnahme von Oberflä-

chengewässern oder Beeinträchtigung von Fließgewäs-
sern 

• Maßnahme zur Wiedernutzbarmachung von Flächen  

• Begrenzung des räumlichen Geltungsbereiches 

Minimierung • Begrenzung der überbaubaren Grundfläche (deutl ich ge-
ringer als  Orientierungswerte nach BauNVO) 

• Anlage von Grünflächen zur dauerhaften Versickerung 

des anfallenden Niederschlagswassers 

• Wasserdurchlässige Oberflächenbefestigungen bei pri -
vaten Wegen und Zufahrten 

• Verwendung von standortgerechten Arten 

Ein hoher Anteil  der Flächen des  räumlichen Geltungsbereiches sind aktuell  berei ts versiegelt, 
weshalb ein erhöhter Niederschlagswasserabfluss zu erwarten ist. Es ist nicht zu erwarten, dass 
al lein von der durch die Satzung ermöglichten zusätzl ichen Flächenversiegelung negative Aus-
wirkungen auf das Boden- und Grundwasserregime des Raumes ausgehen werden. Im Hinblick 
auf kumulierende Effekte im Zusammenwirken mit räumlich benachbarten Versiegelungen sind 
die Mögl ichkeiten der Konfliktminimierung und -vermeidung zu nutzen. 

Es ist zu erwarten, dass durch die Eingri ffe in das Schutzgut Wasser ledigl ich geringe Beein-
trächtigungen hervorgerufen werden. Nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten in den Fäl len des 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 (maximale Grundfläche weniger als 20 000 Quadratmeter) Eingriffe in Natur 
und Landschaft, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im 
Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 vor der planerischen Entscheidung erfolgt. Ein Ausgleich für 
Eingriffe ist hier daher nicht erforderlich.  
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Auf Luft und Klima 

Bestandsaufnahme   

Luft und Klima:  Die Gemeinde Diemelsee ist durch die unterschiedliche 
Landschaftsgestalt und Oberflächenbeschaffenheit von ei-
nem sehr ausgeprägten örtl ich di fferenzierten Kl ima geprägt. 

Im gesamten Gemeindegebiet gibt es keine so großen, zu-
sammenhängenden städtischen Wohn- und Gewerbeberei-
che einschließl ich Verkehrsflächen, dass es zu einem poten-
ziel l überwärmten Stadtraum mit eingeschränktem Luftaus-
tausch kommen könnte. Auch Barrierewirkungen gegenüber 
abfl ießenden Luftmassen gehen von den Ortschaften nicht 
aus. 

In der Mitte des Gemeindegebiets, dem Naturraum Ostsauer-
länder Gebirgsrand, herrscht ein kühlfeuchtes Klima mit Ne-
bel und Spätfrösten. Durch die rückseitige Lage zum Rot-
haargebirge fallen geringere Niederschlagsmen gen als im 
Westen. Sie nehmen sukzessive von West nach Südost von 
850 - 900 mm bis 700 - 750 mm ab. Die Jahresmittel tempe-
ratur in der Höhenlage von 550 m liegt bei  6 - 7° C. 

Der räumliche Geltungsbereich wird aktuel l  gewerblich ge-
nutzt, weshalb ein hoher Anteil  der Flächen versiegelt is t . 
Durch die Versiegelungen erhöht sich die oberflächennahe 
Temperatur. Gleichzeitig erhöht s ich die Oberflächenrauig-
kei t. Hierdurch besi tzt das Plangebiet berei ts Vorbelastun-
gen.  

Das Plangebiet besi tzt aufgrund der vorhande nen Nutzung 
keine relevanten Funktionen zur Kaltluftproduktion oder als 
Kaltluftlei tbahn. Diese Funktionen sind aufgrund der Lage 
des Ortsteils Flechtdorf  im ländl ich peripheren Raum von un-
tergeordneter Bedeutung. 

Eingriffe werden durch den Vollzug des Bebauungsplanes bau-, betriebs-, und anlagenbedingt 
verursacht: 
 Baubedingt  • Temporäre Beeinträchtigungen durch Baustel lenfahr-

zeuge in Form von Staub- und stoffl ichen Emissionen 

Betriebsbedingt • Beeinträchtigungen durch stoffliche Emissionen aus Hei-

zungsanlagen 

• Beeinträchtigungen durch stoffl iche Emissionen aus dem 
Verkehr 

Anlagenbedingt  • Verlust an Flächen für die Versickerung von Nieder-

schlagswasser –  Verlust an Verdunstungskühle 

• Erhöhung der Oberflächenrauigkeit –  Erhöhung der Tem-
peratur   

Durch die Prüfung der Auswirkungen auf Luft und Klima sowie der Berücksichtigung anderer 
Abwägungsbelange (z.B. der Bodenschutzklausel, der Begrenzung der Bodenversiegelung oder 
der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse) legt die Gemeinde Diemelsee verbindliche Maß-
nahmen zur Vermeidung von nachteil igen Auswirkungen und Minimierung der Auswirkungen 
fest.  
Vermeidung • Standortwahl - Keine Inanspruchnahme von Oberflä-

chengewässern oder Beeinträchtigung von Fließgewäs-
sern, Maßnahme zur Wiedernutzbarmachung von Flä-
chen 

• Begrenzung des räumlichen Geltungsbereiches 

Minimierung • Begrenzung der überbaubaren Grundfläche (geringer als 
die Orientierungswerte nach BauNVO) 
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• Anlage von Grünflächen zur dauerhaften Versickerung 
des anfallenden Niederschlagswassers zum Erhalt der 
Verdunstungskühle 

• Wasserdurchlässige Oberflächenbefestigungen bei pri -
vaten Wegen und Zufahrten 

• Schattenspendende Pflanzungen bei Stel lplatzflächen 
unter Verwendung von standortgerechten Arten 

Durch die Bebauung werden zusätzliche Flächen versiegelt, die h ierdurch ihre untergeordneten 
Funktionen nur noch eingeschränkt wahrnehmen können. Durch die zusätzl iche Baumasse er-
höht s ich die Wärmeabstrahlung. Die Emissionsbelastung aus Heizungsanlagen kann sich eben-
fal ls erhöhen. 

Die Planung führt aufgrund der berei ts vorhandenen Versieglungsrate und Flächengröße zu ge-
ringen Veränderungen. Aufgrund der Lage des Untersuchungsgebietes, der geringen Eingri ffs in-
tensität und der Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung des Eingri ffs handelt es s ich um 
geringe Beeinträchtigungen.  

Nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten in den Fäl len des Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 (maximale Grund-
fläche weniger als 20 000 Quadratmeter) Eingriffe in Natur und Landschaft, die auf Grund der  
Aufstel lung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 vor der 
planerischen Entscheidung erfolgt. Ein Ausgleich für Eingriffe ist hier daher nicht erforderlich.  

 

Auf das Wirkungsgefüge zwischen Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft und Klima  

Wirkfaktor  

►  

Mensch Tiere /  

Pflanzen 

Boden Wasser  Klima / 

Luf t  

Land-

schaft  

Kultur  

/ 
Sach-

güter  

Wirkt auf  

▼  

Mensch  A rtenv ie l f a l t ,  
öko log ische  

Struktu ren  
ve rbessern  
d ie  Erho-

lungs funktion  

---  ---  E in f luss  auf 
S ied lungs -

kl ima  und  
Woh lbe f in -
den  des 

Menschen 

Landschaf t 
d ien t a ls  Er-

ho lungs -
raum 

---  

Tiere u.  
Pflanzen 

Störung  durch 

Personen 

E in f luss  de r 

Vege ta tion  
au f  d ie  T ie r-
we lt  

Boden  a ls 

Lebens -
raum  

E in f luss  Bo-

denwasser-
hausha lt au f 
d ie  Vege ta -

t ion  

Bee in f luss t 

S tandort-
f akto ren  f ü r 
Vege ta tion 

Verne tzung  

von  Lebens -
räumen  

---  

Boden Veränderung  
durch  Ver-

d ich tung , Ver-
s iege lung   

Zusammen-
se tzung  der 

Bodenorga-
n ismen wirkt  
s ich  auf  d ie 

Bodengenese  
aus 

 E in f luss  auf 
d ie  Boden-

en tw icklung  

E in f luss  auf 
Bodenen t-

s tehung , 
Verwitte -
rung   

---  ---  

Wasser  Gef ahr du rch 
Schads toff e -
in trag  

Vege ta tion  
e rhöh t Was-
se rspe icher- 

und  -f i l te rf ä -
h igke it  

Schad-
s to ff f i l te r 
und  -pu ff e r, 

E in f luss  auf 
d ie  Grund-
wasserneu-

b i ldung 

 E in f luss  auf 
Grundwas-
se rneub i l-

dungs ra te 

---  ---  

Klima und 
Luf t  

Veränderung  
der Lu f thyg i-

ene , Lu f tbah-
nen  und  Wär-
meabs trah -

lung   

S te ige rung  
der Ka lt lu f t-

p roduktiv i tä t,  
Verduns -
tungsküh lung 

Spe iche-
rung  von 

Wasser, 
Verduns -
tungsküh-

lung   

Verduns -
tungsküh-

lung  

 E in f lussf ak-
to r be i  Aus -

b i ldung  des 
Mikro kl i mas  

---  

Land-
schaft  

Ku ltu rland-

schaf t (an th -
ropogen  ve r-
ändert)  

Arten - und  

Struktu rre ich -
tum a ls  Cha-
rakte r is t i kum  

---  ---  Bee in f luss t 

S tandort-
f akto ren  f ü r 
Vege ta tion 

 ---  

Kultur  u.  

Sachgüter  

Kulturgüter si nd im Planungsgebiet nicht bekannt. Sachgü ter w erden über die  

Schutzgüter Boden sowie Pflanzen und Ti ere abgehandelt  
 

 

 

Wechselwirkungen sind alle denkbaren und strukturellen Beziehungen zwischen den oben 

genannten Schutzgütern, innerhalb von Schutzgütern sowie zwischen und innerhalb von 
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landschaftlichen Ökosystemen, soweit sie aufgrund einer zu erwartenden Betroffenheit 

durch Projektwirkungen von entscheidungserheblicher Bedeutung sind. Bestehende 

Wechselwirkungen werden im Rahmen der Erfassung der einzelnen Schutzgüter beschrie-

ben. Dieser Vorgehensweise liegt ein Umweltbegriff zugrunde, der die Umwelt nicht als 

Summe der einzelnen Schutzgüter, sondern ganzheitlich versteht.  

Erhebliche Beeinträchtigungen sind aufgrund der Lage des Plangebietes,  der aktuellen 

Nutzung, der Größe, der umliegenden Habitate und Nutzungsstrukturen sowie der vorge-

sehenen Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen nicht zu erwarten. Nach § 13a Abs. 

2 Nr. 4 BauGB gelten in den Fällen des Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 (maximale Grundfläche weniger 

als 20 000 Quadratmeter) Eingriffe in Natur und Landschaft, die auf Grund der Aufstellung 

des Bebauungsplans zu erwarten  sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 vor der pla-

nerischen Entscheidung erfolgt. Ein Ausgleich für Eingriffe ist hier daher nicht erforder-

lich. 

Auf das Landschaftsbild 

Bestandsaufnahme   

Orts- und Landschaftsbild:  Das Untersuchungsgebiet l iegt in der naturräumlichen 
Haupteinheit „Ostsauerländer Gebirgsrand“ mit der natur-
räumlichen Untereinheit „Flechtdorfer Höckerflur“. Dort ist 
ein gering strukturierter, ackerbaulich geprägter Raum anzu-
treffen. Die flachwell ige, hochpl ateauartige Landschaft ist 
hier weitgehend ausgeräumt. Gehölzbestände sind nur ver-
einzelt vorhanden. Der Raum ist durch eine landwirtschaftli -
che Nutzung in Form von intensiv bewirtschafteten Äckern 
geprägt und strukturarm ausgebildet. 

Die für die Bebauung vorgesehen Flächen wurden bisher ge-
werbl ich genutzt. Die Flächen werden dreisei tig von der vor-
handenen Vegetation umgrenzt. Die dreisei tige Einfriedung 
wird ausschl ießl ich durch die vorhandenen Werkszufahrten 
unterbrochen. Im Norden grenzt eine Waldfläche an.  

Für die Errichtung der Produktions - und Lagerhal len wurden 
Flächen versiegelt sowie verschiedene topographische Ebe-
nen hergestell t. Das Gelände steigt in nordwestl iche Rich-
tung bis zu der Waldfläche an. Über die Betriebsflächen ver-
läuft eine Freilandlei tung.  

Westl ich der verfahrensgegenständlichen Flächen befinden 
sich neben einer Teichanlage auch landwirtschaftliche Flä-
chen, die in Form einer Wiesen- und Weidewirtschaft betrie-
ben werden. In östlicher Richtung sind ackerbaul ich bewirt-
schaftete Flächen vorhanden. Im Süden grenzt ein Gewer-
begebiet, aktuell  genutzt in Form einer Frei f lächenp hoto-
vol taikanlage und betriebszugehörigen Stellplätzen, an. Im 
Plangebiet sind keine landschaftsbi ldprägenden E lemente 
vorhanden. Das Orts- und Landschaftsbi ld wird durch die 
vorhandene Frei lei tung herabgesetzt. 

Die Bestandsanalyse im Kontext des Orts - und Landschafts-
bi ldes erfolgt auf Grundlage der Kri terien Eigenart, Viel fal t 
und Schönheit.  

Die Eigenart des Plangebietes wird durch eine Hangneigung 
bzw. Terrassierung der verschiedenen Ebenen charakteri -
s iert. Die Erdoberfläche befindet sich nicht mehr in ihrem 
ursprünglichen Zustand, sodass die Erlebbarkei t der typi-
schen, unverformten Erdoberfläche eingeschränkt ist. Mar-
kante Geländemerkmale sind ebenso wenig vorhanden wie 
naturhistorisch bzw. geologisch bedeutsame Landschafts -
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tei le und -bestandtei le. Innerhalb des Plangebietes sind 
keine Gewässer vorhanden.  

Die Viel fal t des Plangebietes wird durch einen eingeschränk-
ten Abwechslungsreichtum beschrieben. Innerhalb des Plan-
gebietes befinden sich neben den prägenden baulichen An-
lagen nur wenige landschaftsbil dgl iedernde Hecken und Ge-
büsche. Eine Mehrzahl der vorhandenen Elemente wurde im 
Rahmen von Baumaßnahmen gepflanzt bzw. durch Vollzug 
des Bebauungsplanes errichtet.  

Die Schönheit des Plangebietes ist grundsätzlich subjektiv, 
kann aufgrund der fehlenden Naturnähe allerdings als ein-
geschränkt betrachtet werden. Im dem Plangebiet s ind keine 
natürl ichen und naturnahen Lebensräume mit spezi fischer 
Ausprägung an Formen, Arten und Lebensgemeinschaften 
und/oder naturnahe Gewässer vorhanden. 

Eingriffe werden durch den Vollzug des Bebauungsplanes bau -, betriebs-, und anlagenbedingt 
verursacht: 
 Baubedingt  • Temporäre Beeinträchtigungen durch Baustel lenfahr-

zeuge 

• Temporäre Beeinträchtigungen durch Staub -, Lärm- und 
Lichtemissionen, ausgehend von Baumaschinen und 
dem Baustel lenverkehr 

Betriebsbedingt • Beeinträchtigungen durch Lärm- und Lichtemissionen  

• Beeinträchtigung durch innerbetriebliche Verkehre 

• Beeinträchtigung durch Lieferverkehr  

Anlagenbedingt  • Versiegelung und Teilversiegelung der landwirtschaftlich 

genutzten Grünflächen 

• Beeinträchtigungen durch baul iche Anlagen 

Durch die Prüfung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild  sowie der Berücksichtigung ande-
rer Abwägungsbelange (z.B. der Bodenschutzklausel, der Begrenzung der Bodenversiegelung 
oder der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse) legt die Gemeinde Diemelsee verbindliche 
Maßnahmen zur Vermeidung von nachteil igen Auswirkungen und Minimierung der Auswirkungen 
fest.  
Vermeidung • Wiedernutzbarmachung von brachliegenden Flächen 

• Begrenzung des räumlichen Geltungsbereiches 

• Festlegung von Flächen mit Bindungen für die Erhaltung 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Minimierung • Verwendung von heimischen und standortgerechten Ar-
ten zur Ergänzung der Lebensräume, Mindestgröße bei 
der Pflanzung von Jungbäumen  

• Flächenbezogener Mindestanteil , auf dem Grün flächen 
anzulegen sind 

• Festlegung von Flächen zum Schutz, zur Pflege und Ent-
wick lung von Boden, Natur und Landschaft  

• Begrenzung der Grundflächenzahl (geringer als die Ori-

entierungswerte nach BauNVO)  

• Begrenzung der Höhe baulicher Anlagen, Bezug auf Nor-
malhöhennull , um die Gebäude an die vorhandene Topo-
graphie anzugleichen, hierdurch Erhalt des Gebietscha-
rakters 

Aufgrund der vorhandenen Nutzung und baul ichen Prägung, der wenigen landschaftsbildprä-
genden Elemente, der Weiterführung des vorhandenen Orts - und Landschaftsbi ldes sowie der 
durchzuführenden Vermeidungs - und Minimierungsmaßnahmen erfährt die Landschaft bzw. das 
Landschaftsbild lediglich geringe Beeinträchtigungen . 

Nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten in de n Fäl len des Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 (maximale Grund-
fläche weniger a ls 20 000 Quadratmeter) Eingriffe in Natur und Landschaft, die auf Grund der  
Aufstel lung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 vor der 
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planerischen Entscheidung erfolgt. Ein Ausgleich für die Eingri ffe in Natur und Landschaft , ins-
besondere in das Landschaftsbi ld  ist hier daher nicht erforderl ich. 

 

Auf die biologische Vielfalt 

In Bezug auf die biologische Vielfalt sind keine nachteiligen Beeinträchtigungen zu erwar-

ten, da der anlagenbedingte Verlust von Lebensraumstrukturen durch gleichwertige Aus-

weichmöglichkeiten in Form von Grün flächen in Form von Flächen zum Schutz, zur Pflege 

und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft kompensiert werden kann. 

2.1.4 Erhaltungsziele und Schutzzweck der Natura 2000 - Gebiete 

Schutzgebiete entsprechend des Bundesnaturschutzgesetzes und des Hessischen Aus-

führungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz werden durch die geplante Aufstellung 

des vorliegenden Bebauungsplanes nicht beeinträchtigt. FFH - Gebiete und Vogelschutz-

gebiete gemäß europäischer Vogelschutzrichtlinie sind kein Bestandteil des räumlichen 

Geltungsbereichs und werden durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt. 

2.1.5 Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine 

Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt 

Bestandsaufnahme   

Immissionen: Die immissionsschutzrechtl iche Situation im Plangebiet ist 
charakterisiert durch die vorhandenen Nutzungen innerhalb 
des räumlichen Geltungsbereiches. 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches wurden Ma-
schinen produziert und getestet. Neben der Produktion von 
Maschinen tragen innerbetriebl ichen Verkehre, Lieferver-
kehre und Heizungsanlagen zu den Vorbelastungen in Form 
von Staub-, Geruchs-. Licht- und stoffl ichen Emissionen bei.  

Aufgrund der vorhandenen land- und forstwirtschaftl ichen 
Bewirtschaftungsformen und -stätten sind weitere Emissio-
nen wie Gerüche, Staub und Schall  aus der Landwirtschaft 
vorhanden und in die Planung miteinzubeziehen.  

Die nächstgelegene Wohnbebauung befindet s ich in einer 
Entfernung von ca. 240 Metern.  

Erholung Die Erholungseignung wird durch die Qual i tät des Land-
schaftsbi ldes bestimmt, die Erholungsnutzung ist abhängig 
von der Zugänglichkeit und Begehbarkei t des Landschafts-
raumes. 

Das Plangebiet wird von der gewerbl ichen Nutzung, durch 
die vorhandene (auch benachbarte) Bebauung, der Frei lei-
tung und vereinzelnd durch die vorhandenen Emissionen ge-
prägt. Es weist keine für die Erholungsnutzung relevante Inf-
rastruktur auf. Eine relevante Bedeutung für die Erholungs-
nutzung kann dem Plangebiet nicht zugesprochen werden.  

Eingriffe werden durch den Vollzug des Bebauungsplanes bau -, betriebs-, und anlagenbedingt 
verursacht: 
 Baubedingt  • Temporäre Beeinträchtigungen durch Baustel lenfahr-

zeuge 
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• Temporäre Beeinträchtigungen durch Staub -, Lärm- und 
Lichtemissionen, ausgehend von Baumaschinen und 
dem Baustel lenverkehr 

Betriebsbedingt • Beeinträchtigungen durch Lärm- und Lichtemissionen 

• Beeinträchtigungen durch Verkehrsemissionen 

• Beeinträchtigungen durch Emissionen (Lärm-, und Licht- 
und stoffliche Emissionen) des gewerbl ichen Betriebs 

Anlagenbedingt  • Si lhouettenwirkungen der baulichen Anlagen 

Durch die Prüfung der umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit 
sowie die Bevölkerung insgesamt sowie der Berücksichtigung anderer Abwägungsbelange (z.B. 
der Bodenschutzklausel, der Begrenzung der Bodenversiegelung oder der gesunden Wohn - und 
Arbeitsverhältnisse) legt die Gemeinde Diemelsee verbindl iche Maßnahmen zur Vermeidung von 
nachtei ligen Auswirkungen und Minimierung der Auswirkungen fest.  
Vermeidung • Prüfung al ternativer Standorte , Maßnahme zur Wie-

dernutzbarmachung von brachl iegenden Flächen  

• Gl iederung der Baugebiete im Sinne des Trennungs-

grundsatzes gem. § 50 BImSchG 

• Begrenzung der Grundflächenzahl (geringere als Orien-
tierungswerte nach BauNVO), um eine zu hohe bauliche 
Dichte zu vermeiden 

• Begrenzung der Höhe baulicher Anlagen, Bezug auf Nor-

malhöhennull , um die Gebäude an die vorhandene Topo-
graphie anzugleichen 

Minimierung • Festlegung von Flächen mit Bindungen für die Pflanzung 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
zur optischen Abgrenzung der gewerblichen Nutzung, 
Verwendung von heimischen und standortgerechten Ar-
ten zur Ergänzung der Lebensräume, Mindestgröße bei 
der Pflanzung von Jungbäumen (kurz- bis mittel fristiger 
Erfolg) 

• Pflanzung und Unterhaltung von Bäumen in Abhängigkeit 
der Anzahl der Stellplätze als schattenspendende Maß-
nahmen (thermischen Wohlbefinden) 

• Flächenbezogener Mindestanteil , auf dem Grün flächen 
anzulegen  

• Äußere Gestal tung baul icher Anlagen, Erhaltung des be-
stehenden Siedlungsbildes  

Aufgrund der Lage und wegen der Mögl ichkeiten der Unterbringung von nicht erhebl ich belästi -
genden Gewerbebetrieben ist anzunehmen, dass nachteil ige  Beeinträchtigungen nicht zu erwar-
ten sind. Dem in § 50 BImSchG zugrundeliegenden Grundsatz der Trennung sich gegenseitig 
störender Nutzungen über entsprechende Abstände wird gefolgt, indem die Baugebiete (Allge-
meines Wohngebiet (1. Änd. des Bebauungsplanes Nr. IV/2 „Mühlhäus er Weg“ und Gewerbege-
biet) entsprechende Abstände aufweisen.  

Bezügl ich des Gewerbes sind daher aufgrund der Berücksichtigung der Trennung sich gegen-
sei tig störender Nutzungen über entsprechende Abstände keine nachtei ligen Auswirkungen zu 
erwarten.  

 

2.1.6 Umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter  

Bestandsaufnahme   

Bau-, Natur- und Bodendenk-
mäler 

Innerhalb der verfahrensgegenständl ichen Flächen befinden 
sich keine geschützten Bau-, Natur- oder Bodendenkmäler. 
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Es werden keine bau-, betriebs-, und anlagenbedingten Eingriffe durch den Vollzug des Be-
bauungsplanes verursacht: 
 Baubedingt  • keine 

Betriebsbedingt • keine 

Anlagenbedingt  • keine 

Durch die Prüfung der umweltbezogenen Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter  
legt die Gemeinde Diemelsee keine verbindlichen Maßnahmen zur Vermeidung von nachtei ligen 
Auswirkungen und Minimierung der Auswirkungen fest.  
Vermeidung • Hinweis: Soll ten dennoch bei Erdarbeiten Bodendenkmä-

ler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und 
Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelett-
reste entdeckt werden, sind diese nach § 21 HDSchG 
unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege, hes-
senArchäologie, oder der Unteren Denkmalschutzbe-
hörde zu melden. Funde und Fundstellen sind in unver-
ändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise 
bis zu einer Entscheidung zu schützen (§ 21 Abs. 3 
HDSchG). 

• Keine Beeinträchtigung von geschützten und schützens-
werten Bau- und Bodendenkmälern 

• Erhalt von Ortsbi ldern 

Minimierung • keine 

Visuelle Beeinträchtigungen im Umfeld geschützter oder schützenswerter Kultur -, Bau- und Bo-
dendenkmäler, die sich sowohl im Siedlungskontext als auch im landschaftlichen  Freiraum be-
finden, werden nicht erwartet. Daher ist keine erhebl iche Beeinträchtigung zu erwarten.  

 

2.1.7 Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit 

Abfällen und Abwässern 

Vermeidung von Emissionen 

Bewertung Bei der bauordnungsrechtl ichen Zulässigkeit von Bauvorha-
ben sind die im Gebäudeenergiegesetz festgelegten energe-
tischen Mindestanforderungen für Neubauten einzuhalten. 
Hierbei sind beispielsweise Heizungs - und Kl imatechnik so-
wie Wärmedämmstandard und Hitzeschutz von Gebäuden 
geregelt. Bei Neubauten gibt das Gebäudeenergiegesetz be-
stimmte Antei le an regenerativen Energien vor, die das Ge-
bäude zum Heizen oder auch Kühlen verwenden muss. Hier-
durch können insgesamt Emissionen vermieden werden.  

Sachgerechter Umgang mit Abfällen 

Bewertung Die Darstel lungen in Plänen des Abfall rechts sind nach § 1 
Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe g BauGB zu berücksichtigen, sodass 
der sachgerechte Umgang mit Abfällen ein Mittel  zur Ge-
währleistung des städtebaulichen Umweltschutzes ist. Bei 
der vorliegenden Baulei tplanung folgt der Umgang mit Abfäl-
len den Anforderungen des Kreis laufwirtschaftsgesetzes 
(KrWG). 

Sachgerechter Umgang mit Abwässern  

Bewertung Der sachgerechte Umgang mit der Abwasserbeseitigung ist 
ein Mittel  zur Gewährleistung des städtebaulichen Umwelt-
schutzes. Bei der vorliegenden Baulei tplanung folgt der Um-
gang mit der Abwasserbeseitigung den Anforderungen des § 
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55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und den sonstigen fachli -
chen Anforderungen des WHG. 

2.1.8 Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente 

Nutzung von Energie 

Nutzung erneuerbarer Energien 

Bewertung Die Nutzung erneuerbarer Energien wird durch den verbind-
l ichen Baulei tplan nicht vorgeschrieben. Durch die planungs-
rechtlichen Festsetzungen dürfen in Verbindung mit den 
bauordnungsrechtl ichen Vorgaben derartige Anlagen errich-
tet werden. Bei Neubauten gibt das Gebäudeenergiegesetz 
bestimmte Anteile an regenerativen Energien vor, d ie das 
Gebäude zum Heizen oder auch Kühlen verwenden muss.  

Sparsame und effiziente Nutzung von Energie  

Bewertung Durch den Bebauungsplan werden Maßnahmen zur sparsa-
men und effizienten Nutzung von Energie planungsrechtlich 
vorberei tet.  

 

2.1.9 Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, 

insbesondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts  

Landschaftsplan der Gemeinde Diemelsee 

Bewertung Mit der Karte „Siedlungsstruktur“ zum Landschaftsplan der 
Gemeinde Diemelsee werden für den Ortsteil  Flechtdorf die 
bestehenden relevanten Biotop- und Nutzungstypen im Au-
ßen- und Innenbereich, die geplante Siedlungserweiterung, 
die Schutz- und Entwicklungsflächen wiedergegeben und der 
Ausbau von Grünverbindungen innerhalb der Orts lagen vor-
geschlagen. 

Der Karte „Siedlungsstruktur“ is t zu entnehmen, dass die 
Flächen des Plangebietes als „Sonderfläche “ und „Gewerbe-
fläche“, Zweckbestimmung „Lagerfläche“ dargestel l t werden. 
Entlang der Grundstücksgrenzen werden einzelne „Ge-
hölze/Einzelbäume “ und „Gebüsche trockenwarmer Stand-
orte /Strauchhecke / Feldgehölz “ dargestell t.  

Den textlichen Erläuterungen zum Landschaftsplan der Ge-
meinde Diemelsee ist zu entnehmen, dass bei Siedlungs -, 
Industrie- und Gewerbeerweiterungen die Reduzierung des 
Flächenverbrauchs oberste Priori tät hat. Flächenrecycl ing, 
höhere Baudichte, flächensparende Erschl ießung sind dafür 
Voraussetzungen. Ziel  der landschaftsbezogenen Sied-
lungserweiterung sind harmonische Ortsränder (Baumrei-
hen, Hecken, Obstwiesen), Grünzüge zwischen „al ten“ und 
„neuen“ Siedlungen (Landschaftsbild, Erholung), Vermei-
dung von Siedlungsspli ttern im Außenbereich, Minimierung 
von Belastungen für Boden (Regenwasserversickerung), 
Wasser, Luft, Klima, Tier- und Pflanzenwelt. Im ländl ichen 
Raum soll ten überall  sichtbare Großbauten vermieden wer-
den. Vorrang soll te in den Ortstei len die Modernis ierung und 
Umnutzung älterer Wohn- bzw. Wirtschaftsgebäude haben, 
totale Oberflächenversiegelung von Verkehrsflächen sol l ten 
nur dort vorkommen, wo es unbedingt erforderl ich ist.  
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Sonstige Pläne 

Wasserschutzrecht Keine.  

Abfall recht Keine 

Immissionsschutzrecht Keine 

 

2.1.10 Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch 
Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen 

Union festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden  

Das Ziel der Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in den betreffenden Gebieten wird 

durch das Vorhaben nicht infrage gestellt.  

2.1.11 Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des 

Umweltschutzes 

Wechselwirkungen sind alle denkbaren und strukturellen Beziehungen zwischen den  oben 

genannten Schutzgütern, innerhalb von Schutzgütern sowie zwischen und innerhalb von 

landschaftlichen Ökosystemen, soweit sie aufgrund einer zu erwartenden Betroffenheit 

durch Projektwirkungen von entscheidungserheblicher Bedeutung sind. Bestehende 

Wechselwirkungen werden im Rahmen der Erfassung der einzelnen Schutzgüter beschrie-

ben. Dieser Vorgehensweise liegt ein Umweltbegriff zugrunde, der die Umwelt nicht als 

Summe der einzelnen Schutzgüter, sondern ganzheitlich versteht.  

Erhebliche Beeinträchtigungen sind aufgrund der Lage des Plangebietes, der Größe, der 

umliegenden Habitate und Nutzungsstrukturen sowie der vorgesehenen Vermeidungs -, 

Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen nicht zu erwarten. 

2.1.12 die unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes, aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan 
zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen auf die 
Belange der Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser. Luft, das 

Wirkungsgefüge zwischen ihnen, die Landschaft, die biologische Vielfalt, 
die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete, 
umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und seine 

Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt, die umweltbezogenen 
Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter sowie die 
Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des 

Umweltschutzes zu erwarten sind 

Als Ursachen schwerer Unfälle oder Katastrophen werden in Anlehnung an die 12. BIm-

SchV (Störfallverordnung) betriebsbedingte Gefahrenquellen, umgebungsbedingt e Gefah-

renquellen (z.B. Erdbeben oder Hochwasser) und Eingriffe Unbefugter angesehen.  
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Die nach der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. IV/2 „Mühlhäuser Weg “ zulässigen 

Vorhaben (innerhalb von Gewerbegebieten allgemein zulässige Vorhaben) sind anfällig 

gegenüber allgemeiner Umweltkatastrophen. Bezüglich Eingriffen Unbefugter besteht für 

das geplante Vorhaben keine besondere Relevanz , da das gesamte Areal eingezäunt ist. 

Der Bebauungsplan bereitet keine Nutzungen vor, die als potenzielle Störfallbetriebe ein-

zustufen wären.  

Der Bebauungsplan ist kein Gegenstand eines  Hochwasserrisikogebiets. Bei Hochwasse-

rereignissen kann die menschliche Gesundheit durch Vernässung von Wohn - und Gewer-

beräumen, Ertrinken oder Kontakt mit austretenden Gefahrenstoffen gefährdet werden. 

Zudem können ausgetretene Gefahrenstoffe auf den Boden, die Wasserqualität sowie auf 

Pflanzen und Tiere und die Natura 2000 -Gebiete einwirken. Eine maßgebliche Gefährdung 

ist für die Umweltbelange nicht gegeben. 

Relevante gefährliche Stoffe im Sinne der Verordnung über genehmigungsbedürftige An-

lagen - 4. BImSchV sind gefährliche Stoffe, die in erheblichem Umfang in der Anlage 

verwendet, erzeugt oder freigesetzt werden und die ihrer Art nach eine Verschmutzung 

des Bodens oder des Grundwassers auf dem Anlagengrundstück verursachen können.  Bei 

typisierender Betrachtung ist anzunehmen, dass d iese in Anhang 1 (§ 4 BImSchG) gelis-

teten, „genehmigungsbedürftige Anlagen“ (meistens produzierendes Gewerbe) ohne Ein-

schränkung nur in Industriegebieten (GI) zulässig sind, während i.d.R. Gewerbegebiete 

(GE) und Mischgebiete (MI) den nicht genehmigungsbedürftigen gewerblichen Anlagen 

vorbehalten sind. 

3 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Der Regionalplan Nordhessen legt für das gesamte Gemeindegebiet der Gemeinde Die-

melsee zwei „Vorranggebiete für Industrie und Gewerbe Bestand/Planung“ fest. Die Prü-

fung anderweitiger Planungsmöglichkeiten beschränkt sich auf die im Regionalplan fest-

gelegten Vorranggebiete, da die Ausweisung und Entwicklung von Industrie - und Gewer-

beflächen […] vorrangig in gewerblichen Schwerpunktorten […] zu erfolgen hat. Die  

Gemeinde Diemelsee stellt keinen gewerblichen Schwerpunktort dar. Zusätzlich besteht 

aktuell kein Bedarf über die vorhandenen Vorranggebiete hinaus weitere Flächen auszu-

weisen. Die anderweitigen Planungsmöglichkeiten beschränken sich daher ausschließlich 

auf die bestehende Vorranggebiete.  

Eine der o.g. Flächen befindet sich im Ortsteil Adorf. Innerhalb dieser Flächenumgrenzung 

befinden sich u.a. eine Freiflächenphotovoltaikanlage sowie die örtliche Feuerwehr. Ein 

Teilbereich (ca. 3 500 Quadratmeter) ist a ktuell noch nicht bebaut.  

Die verfahrensgegenständlichen Flächen stellen die zweite der o.g. Flächen dar. Die Flä-

chen liegen aktuell in weiten Teilen brach, da sie aufgrund der bauleitplanerischen Flä-

chenfestsetzungen nicht mehr genutzt werden. Hier besteht die Möglichkeit auf Flächen 

im Bestand den Bedarf für die Eigenentwicklung (Bedarf für ortsansässiges Gewerbe 

durch Erweiterung und Verlagerung) und für eine der gemeindlichen Wirtschafts - und 

Siedlungsstruktur angepasste Neuansiedlung zu decken.  

Da die Entwicklungsabsichten der Gemeinde Diemelsee den Zielen der Regionalplanung 

entsprechen, keine anderweitigen Planungsmöglichkeiten, mit Ausnahme einer 3 500 

Quadratmeter großen Fläche im Ortsteil Adorf, bestehen, wird der Maßnahme zur 
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Wiedernutzbarmachung von brachliegenden Flächen Vorrang gegenüber einer Neuaus-

weisung einer gewerblichen Baufläche bzw. gegenüber dem vollständigen Rückbau der 

baulichen Anlagen auf den verfahrensgegenständlichen Flächen gegeben.  

4 Auswirkungen der Planung 

4.1 Soziale Auswirkungen 

Durch den Vollzug des Bebauungsplanes sind keine nachteiligen sozialen Auswirkungen 

zu erwarten. 

4.2 Stadtplanerische Auswirkungen 

Durch den Vollzug des Bebauungsplanes sind keine nachteiligen stadtplanerischen Aus-

wirkungen zu erwarten. Durch die Änderung des Bebauungsplanes wird eine Gewerbebra-

che im ländlichen Raum vermieden, weshalb grundsätzlich positive Auswirkungen zu er-

warten sind. 

4.3 Infrastrukturelle Auswirkungen  

4.3.1 Technische Infrastruktur 

Durch den Vollzug des Bebauungsplanes sind keine nachteiligen inf rastrukturellen Aus-

wirkungen durch die Auslastung der Netze zu erwarten. Die Leitungen bestehen aufgrund 

der Vornutzung bereits. 

4.3.2 Soziale Infrastruktur 

Durch den Vollzug des Bebauungsplanes sind keine nachteiligen Auswirkungen auf die 

soziale Infrastruktur zu erwarten.  

4.3.3 Verkehrliche Infrastruktur 

Durch den Vollzug des Bebauungsplanes sind keine nachteiligen Auswirkungen auf die 

verkehrliche Infrastruktur zu erwarten.   
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4.4 Umweltrelevante Auswirkungen 

Schutzgut Prognostizierte Umweltauswirkungen Erheblichkeit 

Boden • Verlust von Bodenfunktionen durch Tei l - und 
Vollversiegelungen 

• berei ts hohe Versiegelungsrate, keine schutz-
würdigen Böden betroffen 
 

☐ 

Fläche • Geringe Auswirkungen, da Maßnahme zur Wie-
dernutzbarmachung brachl iegender Flächen 
 

☐ 

Wasser • Erhöhung des Oberflächenabflusses  

• potentielle Beeinträchtigung der Grundwasser-

neubildungsrate sowie auch der Quali tät des Bo-
den- und Grundwasserhaushalts aufgrund der 
Reduktion der Bodenfi l terfläche 

• berei ts hohe Versiegelungsrate 
 

☐ 

Kl ima und Luft • Erhöhung der Versiegelungsrate, Erhöhung der 
Oberflächenrauigkeit 
 

☐ 

Landschaftsbild • k leinflächige und -räumliche Änderungen  
 

☐ 

Menschen, seine  
Gesundheit und die  
Bevölkerung insgesamt 

• keine nachteil igen Auswirkungen zu erwarten ☐ 

Pflanzen, Tiere 
Biologische Vielfal t 

• anlagenbedingter Verlust von Lebensraumstruk-
turen 

 

☐ 

Kul turel les Erbe • keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten. 

 

☐ 

Wechselwirkungen • keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten. 
 

☐ 

☒ erhebl ich ☐ nicht erhebl ich 

5 Sonstige Inhalte 

Die Deutsche gesetzliche Unfallversicherung führt in § 16 der Vorschrift 43 „ Müllbeseiti-

gung" aus, dass Müll nur abgeholt werden darf, wenn:  

a)  die Zugänge von der Fahrstraße zu den Standplätzen und die Standplätze einen 

ebenen, trittsicheren Belag haben, der so beschaffen ist, dass er den Beanspruchungen 

durch das Transportieren und Abstellen der Müllbehälter standhält (Rasengittersteine, 

Splitt und Schotter sind ungeeignet, da sie den Kraftaufwand für den Behältertransport 

massiv erhöhen), 

b) die Transportwege von Laub, Grasbüscheln oder Moos frei sind und im Winter Glätte 

durch Streuen und/oder Räumen von Eis und Schnee beseitigt ist,  

c) Müllbehälter, die von Hand bewegt werden, so aufgestellt sind, dass die Müllbehälter 

nicht unnötig angehoben werden müssen oder im Winter festfrieren (Verhinderung von 

Pfützen durch ebene Flächen), 

d) Müllbehälter mit einem Inhalt von 110 Liter oder mehr so aufgestellt sind, dass der 

Transport über Treppen nicht erforderlich ist,  
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e) die Transportwege bei Dunkelheit beleuchtet sind. 

Für Vierradbehälter (z.B. 1.100 Liter -Gefäße) gelten zusätzliche Anforderungen. So muss 

der Transportweg eine durchgehend freigehaltene Breite von 1,50 m besitzen. Auf ein 

baulich hergestelltes Gefälle sollte möglichst  verzichtet werden, darf aber maximal drei 

Prozent betragen.  

5.1 Flächenbilanz 

VOR EINGRIFF   

Flurstücksbezeichnung Größe in m² Art der baulichen Nutzung 

Gemarkung Flechtdorf, Flur 05 46 311, 0  

Flurstück 3/1   9 395, 8  

• Davon Hauptgebäude   3 777, 9 Sondergebiet 

• Davon Nebenanlagen   3 692, 2 Sondergebiet 

• Davon begrünte Flächen   1 925, 7 Sondergebiet 
   
Flurstück 3/2 36 915, 3  

• Davon Hauptgebäude   4 975, 9 Sondergebiet / Fläche für die Landwirtschaft  

• Davon Nebenanlagen 19 144, 7 Sondergebiet / Fläche für die Landwirtschaft  

• Davon begrünte Flächen 11 671, 3 Sondergebiet / Fläche für die Landwirtschaft  

• Davon Wasserflächen    1 123, 4 Teichanlage / Wasserfläche 
   
NACH E INGRIFF   

Flurstücksbezeichnung Größe in m² Art der baulichen Nutzung 

Gemarkung Flechtdorf, Flur 05 46 311, 0  

Flurstück 3/1   9 395, 8  

• Überbaubare Grundfläche   4 674, 7 Gewerbegebiet 

• Davon Nebenanlagen   1 869, 9 Gewerbegebiet 

• Transformatorenstation        46, 4 Anlagen zur Stromverteilung  

• Davon begrünte Flächen   2 804, 8 Flächen mit Pflanzbindungen 
   
Flurstück 3/2 36 915, 3  

• Überbaubare Grundfläche 15 197, 2 Gewerbegebiet 

• Davon Nebenanlagen   9 468, 4 Gewerbegebiet 

• Davon begrünte Flächen 13 893, 6 Flächen mit Pflanzbindungen 

• Davon begrünte Flächen     1 907, 6 
 

Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft  

• Davon Anlagen zur Regen-
wasserrückhaltung   1 123, 4 Teichanlage /Wasserflächen  

 

Tabel le  3  

Flächenbi lanz – nach Fl urstücken und den j ewei l igen B augebietstypen  
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5.2 Verfahrensablauf 

Die Änderung des Bebauungsplanes wird im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a 

BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 

das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2939) geändert 

worden ist, aufgestellt. 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Diemelsee hat in ihrer Sitzung am 14.07.2021 die 

Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. IV/2 „Mühlhäuser Straße“, Ortsteil 

Flechtdorf beschlossen.  
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